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RICHTLINIE 2009/72/EG DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS 
UND DES RATES 

vom 13. Juli 2009 

über gemeinsame Vorschriften für den Elektrizitätsbinnenmarkt 
und zur Aufhebung der Richtlinie 2003/54/EG 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

KAPITEL I 

GEGENSTAND, ANWENDUNGSBEREICH UND BEGRIFFSBESTIM­
MUNGEN 

Artikel 1 

Gegenstand und Anwendungsbereich 

Mit dieser Richtlinie werden gemeinsame Vorschriften für die Elektri­
zitätserzeugung, -übertragung, -verteilung und -versorgung sowie Vor­
schriften im Bereich des Verbraucherschutzes erlassen, um in der 
Gemeinschaft für die Verbesserung und Integration von durch Wett­
bewerb geprägte Strommärkte zu sorgen. Sie regelt die Organisation 
und Funktionsweise des Elektrizitätssektors, den freien Marktzugang, 
die Kriterien und Verfahren für Ausschreibungen und die Vergabe 
von Genehmigungen sowie den Betrieb der Netze. Darüber hinaus wer­
den in der Richtlinie die Verpflichtungen zur Gewährleistung der 
Grundversorgung und die Rechte der Stromverbraucher festgelegt und 
die wettbewerbsrechtlichen Vorschriften klargestellt. 

Artikel 2 

Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Richtlinie bezeichnet der Ausdruck 

1. „Erzeugung“ die Produktion von Elektrizität; 

2. „Erzeuger“ eine natürliche oder juristische Person, die Elektrizität 
erzeugt; 

3. „Übertragung“ den Transport von Elektrizität über ein Höchstspan­
nungs- und Hochspannungsverbundnetz zum Zwecke der Beliefe­
rung von Endkunden oder Verteilern, jedoch mit Ausnahme der 
Versorgung; 

4. „Übertragungsnetzbetreiber“ eine natürliche oder juristische Person, 
die verantwortlich ist für den Betrieb, die Wartung sowie erforder­
lichenfalls den Ausbau des Übertragungsnetzes in einem bestimm­
ten Gebiet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen 
Netzen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des 
Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Übertragung von Elek­
trizität zu decken; 

5. „Verteilung“ den Transport von Elektrizität mit hoher, mittlerer 
oder niedriger Spannung über Verteilernetze zum Zwecke der Be­
lieferung von Kunden, jedoch mit Ausnahme der Versorgung; 

6. „Verteilernetzbetreiber“ eine natürliche oder juristische Person, die 
verantwortlich ist für den Betrieb, die Wartung sowie erforderli­
chenfalls den Ausbau des Verteilernetzes in einem bestimmten Ge­
biet und gegebenenfalls der Verbindungsleitungen zu anderen Net­
zen sowie für die Sicherstellung der langfristigen Fähigkeit des 
Netzes, eine angemessene Nachfrage nach Verteilung von Elektri­
zität zu decken; 

▼B



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 3 

7. „Kunden“ einen Großhändler oder Endkunden, die Elektrizität kau­
fen; 

8. „Großhändler“ eine natürliche oder juristische Person, die Elektri­
zität zum Zwecke des Weiterverkaufs innerhalb oder außerhalb des 
Netzes, in dem sie ansässig ist, kauft; 

9. „Endkunden“ einen Kunden, der Elektrizität für den eigenen Ver­
brauch kauft; 

10. „Haushalts-Kunde“ einen Kunde, der Elektrizität für den Eigenver­
brauch im Haushalt kauft; dies schließt gewerbliche und berufliche 
Tätigkeiten nicht mit ein; 

11. „Nichthaushaltskunde“ eine natürliche oder juristische Person, die 
Elektrizität für andere Zwecke als den Eigenverbrauch im Haushalt 
kauft; hierzu zählen auch Erzeuger und Großhändler; 

12. „zugelassener Kunde“ einen Kunde, dem es gemäß Artikel 33 frei 
steht, Elektrizität von einem Lieferanten ihrer Wahl zu kaufen; 

13. „Verbindungsleitung“ Anlage, die zur Verbundschaltung von Elek­
trizitätsnetzen dient; 

14. „Verbundnetz“ eine Anzahl von Übertragungs- und Verteilernetzen, 
die durch eine oder mehrere Verbindungsleitungen miteinander ver­
bunden sind; 

15. „Direktleitung“ entweder eine Leitung, die einen einzelnen Produk­
tionsstandort mit einem einzelnen Kunden verbindet, oder eine Lei­
tung, die einen Elektrizitätserzeuger und ein Elektrizitätsversor­
gungsunternehmen zum Zwecke der direkten Versorgung mit ihrer 
eigenen Betriebsstätte, Tochterunternehmen und zugelassenen Kun­
den verbindet; 

16. „wirtschaftlicher Vorrang“ die Rangfolge der Elektrizitätsversor­
gungsquellen nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten; 

17. „Hilfsdienst“ einen zum Betrieb eines Übertragungs- oder Vertei­
lernetzes erforderlicher Dienst; 

18. „Netzbenutzer“ eine natürliche oder juristische Person, die Elektri­
zität in ein Übertragungs- oder Verteilernetz einspeisen oder daraus 
versorgt werden; 

▼B
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19. „Versorgung“ den Verkauf einschließlich des Weiterverkaufs von 
Elektrizität an Kunden; 

20. „integriertes Elektrizitätsunternehmen“ ein vertikal oder horizontal 
integriertes Unternehmen; 

21. „vertikal integriertes Unternehmen“ ein Elektrizitätsunternehmen 
oder eine Gruppe von Elektrizitätsunternehmen, in der ein und 
dieselbe(n) Person(en) berechtigt ist (sind), direkt oder indirekt 
Kontrolle auszuüben, wobei das betreffende Unternehmen bzw. 
die betreffende Gruppe von Unternehmen mindestens eine der 
Funktionen Übertragung oder Verteilung und mindestens eine der 
Funktionen Erzeugung von oder Versorgung mit Elektrizität wahr­
nimmt; 

22. „verbundenes Unternehmen“ verbundenes Unternehmen im Sinne 
von Artikel 41 der Siebenten Richtlinie 83/349/EWG des Rates 
vom 13. Juni 1983 aufgrund von Artikel 44 Absatz 2 Buchstabe 
g ( 1 ) des Vertrags über den konsolidierten Abschluss ( 2 ) und/oder 
assoziierte Unternehmen im Sinne von Artikel 33 Absatz 1 jener 
Richtlinie und/oder Unternehmen, die denselben Aktionären gehö­
ren; 

23. „horizontal integriertes Unternehmen“ ein Unternehmen, das min­
destens eine der Funktionen kommerzielle Erzeugung, Übertragung, 
Verteilung von oder Versorgung mit Elektrizität wahrnimmt und 
das außerdem eine weitere Tätigkeit außerhalb des Elektrizitäts­
bereichs ausübt; 

24. „Ausschreibungsverfahren“ das Verfahren, durch das ein geplanter 
zusätzlicher Bedarf und geplante Ersatzkapazitäten durch Lieferun­
gen aus neuen oder bestehenden Erzeugungsanlagen abgedeckt wer­
den; 

25. „langfristige Planung“ die langfristige Planung des Bedarfs an In­
vestitionen in Erzeugungs-, Übertragungs- und Verteilungskapazität 
zur Deckung der Elektrizitätsnachfrage des Netzes und zur Siche­
rung der Versorgung der Kunden; 

26. „kleines, isoliertes Netz“ ein Netz mit einem Verbrauch von weni­
ger als 3 000 GWh im Jahr 1996, das bis zu einem Wert von 
weniger als 5 % seines Jahresverbrauchs mit anderen Netzen in 
Verbund geschaltet werden kann; 

27. „isoliertes Kleinstnetz“ ein Netz mit einem Verbrauch von weniger 
als 500 GWh im Jahr 1996, das nicht mit anderen Netzen verbun­
den ist; 

28. „Sicherheit“ sowohl die Sicherheit der Elektrizitätsversorgung und 
-bereitstellung als auch die Betriebssicherheit; 

29. „Energieeffizienz/Nachfragesteuerung“ ein globales oder integriertes 
Konzept zur Steuerung der Höhe und des Zeitpunkts des Elektrizi­
tätsverbrauchs, das den Primärenergieverbrauch senken und Spit­
zenlasten verringern soll, indem Investitionen zur Steigerung der 
Energieeffizienz oder anderen Maßnahmen wie unterbrechbaren 

▼B 

( 1 ) Der Titel der Richtlinie 83/349/EWG wurde angepasst, um der gemäß Ar­
tikel 12 des Vertrags von Amsterdam vorgenommenen Umnummerierung des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft Rechnung zu tragen; 
die ursprüngliche Bezugnahme betraf Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g. 

( 2 ) ABl. L 193 vom 18.7.1983, S. 1.
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Lieferverträgen Vorrang vor Investitionen zur Steigerung der Erzeu­
gungskapazität eingeräumt wird, wenn sie unter Berücksichtigung 
der positiven Auswirkungen eines geringeren Energieverbrauchs auf 
die Umwelt und der damit verbundenen Aspekte einer größeren 
Versorgungssicherheit und geringerer Verteilungskosten die wirk­
samste und wirtschaftlichste Option darstellen; 

30. „erneuerbare Energiequelle“ eine erneuerbare, nichtfossile Energie­
quelle (Wind, Sonne, Erdwärme, Wellen und Gezeitenenergie, Was­
serkraft, Biomasse, Deponiegas, Klärgas und Biogas); 

31. „dezentrale Erzeugungsanlage“ eine an das Verteilernetz an­
geschlossene Erzeugungsanlage; 

32. „Elektrizitätsversorgungsvertrag“ einen Vertrag über die Lieferung 
von Elektrizität, mit Ausnahme von Elektrizitätsderivaten; 

33. „Elektrizitätsderivat“ ein in Abschnitt C Nummern 5, 6 oder 7 des 
Anhangs I der Richtlinie 2004/39/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 21. April 2004 über Märkte für Finanzinstru­
mente ( 1 ) genanntes Finanzinstrument, sofern dieses Instrument 
Elektrizität betrifft; 

34. „Kontrolle“ Rechte, Verträge oder andere Mittel, die einzeln oder 
zusammen unter Berücksichtigung aller tatsächlichen oder recht­
lichen Umstände die Möglichkeit gewähren, einen bestimmenden 
Einfluss auf die Tätigkeit eines Unternehmens auszuüben, insbeson­
dere durch 

a) Eigentums- oder Nutzungsrechte an der Gesamtheit oder an Tei­
len des Vermögens des Unternehmens; 

b) Rechte oder Verträge, die einen bestimmenden Einfluss auf die 
Zusammensetzung, die Beratungen oder Beschlüsse der Organe 
des Unternehmens gewähren; 

35. „Elektrizitätsunternehmen“ eine natürliche oder juristische Person, 
die mindestens eine der Funktionen Erzeugung, Übertragung, Ver­
teilung, Lieferung oder Kauf von Elektrizität wahrnimmt und die 
kommerzielle, technische und/oder wartungsbezogene Aufgaben im 
Zusammenhang mit diesen Funktionen erfüllt, mit Ausnahme der 
Endkunden. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 145 vom 30.4.2004, S. 1.
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KAPITEL II 

ALLGEMEINE VORSCHRIFTEN FÜR DIE ORGANISATION DES 
SEKTORS 

Artikel 3 

Gemeinwirtschaftliche Verpflichtungen und Schutz der Kunden 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten entsprechend ihrem institutio­
nellen Aufbau und unter Beachtung des Subsidiaritätsprinzips, dass 
Elektrizitätsunternehmen unbeschadet des Absatzes 2 nach den in dieser 
Richtlinie festgelegten Grundsätzen und im Hinblick auf die Errichtung 
eines wettbewerbsbestimmten, sicheren und unter ökologischen Aspek­
ten nachhaltigen Elektrizitätsmarkts betrieben werden und dass diese 
Unternehmen hinsichtlich der Rechte und Pflichten nicht diskriminiert 
werden. 

(2) Die Mitgliedstaaten können unter uneingeschränkter Beachtung 
der einschlägigen Bestimmungen des Vertrags, insbesondere des Arti­
kels 86, den Elektrizitätsunternehmen im allgemeinen wirtschaftlichen 
Interesse Verpflichtungen auferlegen, die sich auf Sicherheit, einschließ­
lich Versorgungssicherheit, Regelmäßigkeit, Qualität und Preis der Ver­
sorgung sowie Umweltschutz, einschließlich Energieeffizienz, Energie 
aus erneuerbaren Quellen und Klimaschutz, beziehen können. Solche 
Verpflichtungen müssen klar festgelegt, transparent, nichtdiskriminie­
rend und überprüfbar sein und den gleichberechtigten Zugang von Elek­
trizitätsunternehmen der Gemeinschaft zu den nationalen Verbrauchern 
sicherstellen. In Bezug auf die Versorgungssicherheit, die Energieeffi­
zienz/Nachfragesteuerung sowie zur Erreichung der Umweltziele und 
der Ziele für die Energie aus erneuerbaren Quellen im Sinne dieses 
Absatzes können die Mitgliedstaaten eine langfristige Planung vorsehen, 
wobei die Möglichkeit zu berücksichtigen ist, dass Dritte Zugang zum 
Netz erhalten wollen. 

(3) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass alle Haushalts-Kunden 
und, soweit die Mitgliedstaaten dies für angezeigt halten, Kleinunter­
nehmen, nämlich Unternehmen, die weniger als 50 Personen beschäfti­
gen und einen Jahresumsatz oder eine Jahresbilanzsumme von höchstens 
10 Mio. EUR haben, in ihrem Hoheitsgebiet über eine Grundversorgung 
verfügen, also das Recht auf Versorgung mit Elektrizität einer bestimm­
ten Qualität zu angemessenen, leicht und eindeutig vergleichbaren und 
transparenten und nichtdiskriminierenden Preisen haben. Zur Gewähr­
leistung der Bereitstellung der Grundversorgung können die Mitglied­
staaten einen Versorger letzter Instanz benennen. Die Mitgliedstaaten 
erlegen Verteilerunternehmen die Verpflichtung auf, Kunden nach Mo­
dalitäten, Bedingungen und Tarifen an ihr Netz anzuschließen, die nach 
dem Verfahren des Artikels 37 Absatz 6 festgelegt worden sind. Diese 
Richtlinie hindert die Mitgliedstaaten nicht daran, die Marktstellung der 
privaten sowie der kleinen und mittleren Verbraucher zu stärken, indem 
sie die Möglichkeiten des freiwilligen Zusammenschlusses zur Vertre­
tung dieser Verbrauchergruppe fördern. 

Unterabsatz 1 wird in transparenter und nichtdiskriminierender Weise 
umgesetzt, wobei die Öffnung des Marktes gemäß Artikel 33 nicht 
behindert werden darf. 

▼B



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 7 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass alle Kunden das Recht 
haben, von einem Lieferanten — sofern dieser zustimmt — mit Strom 
versorgt zu werden, unabhängig davon, in welchem Mitgliedstaat dieser 
als Lieferant zugelassen ist, sofern der Lieferant die geltenden Regeln 
im Bereich Handel und Ausgleich einhält. In diesem Zusammenhang 
ergreifen die Mitgliedstaaten alle notwendigen Maßnahmen, damit durch 
die Verwaltungsverfahren keine Versorgungsunternehmen diskriminiert 
werden, die bereits in einem anderen Mitgliedstaat als Lieferant zuge­
lassen sind. 

(5) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass 

a) in den Fällen, in denen Kunden im Rahmen der Vertragsbedingun­
gen beabsichtigen, den Lieferanten zu wechseln, die betreffenden 
Betreiber diesen Wechsel innerhalb von drei Wochen vornehmen, 
und 

b) die Kunden das Recht haben, sämtliche sie betreffenden Verbrauchs­
daten zu erhalten. 

Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die unter den Buchstaben a und 
b genannten Rechte allen Kunden ohne Diskriminierung bezüglich der 
Kosten, des Aufwands und der Dauer gewährt werden. 

(6) Wenn ein Mitgliedstaat für die Erfüllung der Verpflichtungen 
nach den Absätzen 2 und 3 einen finanziellen Ausgleich, andere Arten 
von Gegenleistungen oder Alleinrechte gewährt, muss dies auf nicht­
diskriminierende, transparente Weise geschehen. 

(7) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen zum Schutz 
der Endkunden und tragen insbesondere dafür Sorge, dass für schutz­
bedürftige Kunden ein angemessener Schutz besteht. In diesem Zusam­
menhang definiert jeder Mitgliedstaat das Konzept des „schutzbedürfti­
gen Kunden“, das sich auf Energiearmut sowie unter anderem auf das 
Verbot beziehen kann, solche Kunden in schwierigen Zeiten von der 
Energieversorgung auszuschließen. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, 
dass die Rechte und Verpflichtungen im Zusammenhang mit schutz­
bedürftigen Kunden eingehalten werden. Insbesondere treffen sie Vor­
kehrungen, um Endkunden in abgelegenen Gebieten zu schützen. Die 
Mitgliedstaaten gewährleisten einen hohen Verbraucherschutz, insbeson­
dere in Bezug auf die Transparenz der Vertragsbedingungen, allgemeine 
Informationen und Streitbeilegungsverfahren. Die Mitgliedstaaten stellen 
sicher, dass zugelassene Kunden tatsächlich leicht zu einem neuen Lie­
feranten wechseln können. Zumindest im Fall der Haushalts-Kunden 
schließen solche Maßnahmen die in Anhang I aufgeführten Maßnahmen 
ein. 

(8) Die Mitgliedstaaten ergreifen geeignete Maßnahmen, beispiels­
weise im Zusammenhang mit der Ausarbeitung nationaler energiepoli­
tischer Aktionspläne oder mit Leistungen im Rahmen der sozialen Si­
cherungssysteme, um die notwendige Stromversorgung für schutz­
bedürftige Kunden zu gewährleisten oder Zuschüsse für Verbesserungen 
der Energieeffizienz zu gewähren sowie Energiearmut, sofern sie er­
kannt wurde, zu bekämpfen, auch im breiteren Kontext der Armut. 

▼B
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Die Maßnahmen dürfen die in Artikel 33 geforderte Öffnung des Mark­
tes oder das Funktionieren des Marktes nicht beeinträchtigen, und die 
Kommission ist erforderlichenfalls gemäß Absatz 15 dieses Artikels von 
ihnen in Kenntnis zu setzen. Diese Mitteilung kann auch Maßnahmen 
innerhalb des allgemeinen Systems der sozialen Sicherheit enthalten. 

(9) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass Elektrizitätsversorgungs­
unternehmen auf oder als Anlage zu ihren Rechnungen und in an End­
kunden gerichtetem Werbematerial Folgendes angeben: 

a) den Anteil der einzelnen Energiequellen am Gesamtenergieträgermix, 
den der Lieferant im vorangegangenen Jahr verwendet hat, und zwar 
verständlich und in einer auf nationaler Ebene eindeutig vergleich­
baren Weise; 

b) zumindest Verweise auf bestehende Informationsquellen, wie Inter­
netseiten, bei denen Informationen über die Umweltauswirkungen — 
zumindest in Bezug auf CO 2 -Emissionen und radioaktiven Abfall 
aus der durch den Gesamtenergieträgermix des Lieferanten im voran­
gegangenen Jahr erzeugten Elektrizität — öffentlich zur Verfügung 
stehen; 

c) Informationen über ihre Rechte im Hinblick auf Streitbeilegungsver­
fahren, die ihnen im Streitfall zur Verfügung stehen. 

Hinsichtlich der Buchstaben a und b von Unterabsatz 1 können bei 
Elektrizitätsmengen, die über eine Strombörse bezogen oder von einem 
Unternehmen mit Sitz außerhalb der Gemeinschaft eingeführt werden, 
die von der Strombörse oder von dem betreffenden Unternehmen für 
das Vorjahr vorgelegten Gesamtzahlen zugrunde gelegt werden. 

Die nationale Regulierungsbehörde oder eine andere zuständige natio­
nale Behörde ergreift die notwendigen Maßnahmen, um dafür zu sor­
gen, dass die Informationen, die von den Versorgungsunternehmen ge­
mäß diesem Artikel an ihre Kunden weitergegeben werden, verlässlich 
sind und so zur Verfügung gestellt werden, dass sie auf nationaler 
Ebene eindeutig vergleichbar sind. 

(10) Die Mitgliedstaaten ergreifen Maßnahmen zur Erreichung der 
Ziele des sozialen und wirtschaftlichen Zusammenhalts sowie des Um­
weltschutzes, wozu gegebenenfalls auch Energieeffizienz-/Nachfra­
gesteuerungsmaßnahmen und Maßnahmen zur Bekämpfung von Klima­
veränderungen und Maßnahmen für Versorgungssicherheit gehören. 
Diese Maßnahmen können insbesondere die Schaffung geeigneter wirt­
schaftlicher Anreize für den Aufbau und den Erhalt der erforderlichen 
Netzinfrastruktur einschließlich der Verbindungsleitungskapazitäten ge­
gebenenfalls unter Einsatz aller auf einzelstaatlicher Ebene oder auf 
Gemeinschaftsebene vorhandenen Instrumente umfassen. 

▼B
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(11) Um die Energieeffizienz zu fördern, empfehlen die Mitgliedstaa­
ten oder, wenn dies von einem Mitgliedstaat vorgesehen ist, die Regu­
lierungsbehörden nachdrücklich, dass die Elektrizitätsunternehmen den 
Stromverbrauch optimieren, indem sie beispielsweise Energiemanage­
mentdienstleistungen anbieten, neuartige Preismodelle entwickeln oder 
gegebenenfalls intelligente Messsysteme oder intelligente Netze einfüh­
ren. 

(12) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass zentrale Anlaufstellen 
eingerichtet werden, über die die Verbraucher alle notwendigen Infor­
mationen über ihre Rechte, das geltende Recht und Streitbeilegungsver­
fahren, die ihnen im Streitfall zur Verfügung stehen, erhalten. Diese 
Anlaufstellen können in allgemeinen Verbraucherinformationsstellen an­
gesiedelt sein. 

(13) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass ein unabhängiger Me­
chanismus, beispielsweise ein unabhängiger Beauftragter für Energie 
oder eine Verbraucherschutzeinrichtung, geschaffen wird, um sicher­
zustellen, dass Beschwerden effizient behandelt und gütliche Einigungen 
herbeigeführt werden. 

(14) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Artikel 7, 8, 32 
und/oder 34 nicht anzuwenden, soweit ihre Anwendung die Erfüllung 
der den Elektrizitätsunternehmen übertragenen gemeinwirtschaftlichen 
Verpflichtungen de jure oder de facto verhindern würde und soweit 
die Entwicklung des Handelsverkehrs nicht in einem Ausmaß beein­
trächtigt wird, das den Interessen der Gemeinschaft zuwiderläuft. Im 
Interesse der Gemeinschaft liegt unter anderem der Wettbewerb um 
zugelassene Kunden in Übereinstimmung mit dieser Richtlinie und Ar­
tikel 86 des Vertrags. 

(15) Bei der Umsetzung dieser Richtlinie unterrichten die Mitglied­
staaten die Kommission über alle Maßnahmen, die sie zur Gewährleis­
tung der Grundversorgung und Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Ver­
pflichtungen, einschließlich des Verbraucher- und des Umweltschutzes, 
getroffen haben, und deren mögliche Auswirkungen auf den nationalen 
und internationalen Wettbewerb, und zwar unabhängig davon, ob für 
diese Maßnahmen eine Ausnahme von dieser Richtlinie erforderlich ist 
oder nicht. Sie unterrichten die Kommission anschließend alle zwei 
Jahre über Änderungen der Maßnahmen unabhängig davon, ob für diese 
Maßnahmen eine Ausnahme von dieser Richtlinie erforderlich ist oder 
nicht. 

(16) Die Kommission erstellt in Absprache mit den relevanten Inte­
ressenträgern, einschließlich der Mitgliedstaaten, nationalen Regulie­
rungsbehörden, Verbraucherorganisationen, Elektrizitätsunternehmen 
und, ausgehend von den bisher erzielten Fortschritten, Sozialpartnern, 
eine verständliche und kurz gefasste Checkliste der Energieverbraucher 
mit praktischen Informationen in Bezug auf die Rechte der Energiever­
braucher. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Stromversorger 
oder Verteilernetzbetreiber in Zusammenarbeit mit der Regulierungs­
behörde die erforderlichen Maßnahmen treffen, um den Verbrauchern 
eine Kopie der Checkliste zur Verfügung zu stellen, und gewährleisten, 
dass diese öffentlich zugänglich ist. 

▼B
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Artikel 4 

Beobachtung der Versorgungssicherheit 

Die Mitgliedstaaten sorgen für eine Beobachtung der Versorgungs­
sicherheit. Soweit die Mitgliedstaaten es für angebracht halten, können 
sie diese Aufgabe den in Artikel 35 genannten Regulierungsbehörden 
übertragen. Diese Beobachtung betrifft insbesondere das Verhältnis zwi­
schen Angebot und Nachfrage auf dem heimischen Markt, die erwartete 
Nachfrageentwicklung, die in der Planung und im Bau befindlichen 
zusätzlichen Kapazitäten, die Qualität und den Umfang der Netzwartung 
sowie Maßnahmen zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Be­
wältigung von Ausfällen eines oder mehrerer Versorger. Die zuständi­
gen Behörden veröffentlichen alle zwei Jahre bis 31. Juli einen Bericht 
über die bei der Beobachtung dieser Aspekte gewonnenen Erkenntnisse 
und etwaige getroffene oder geplante diesbezügliche Maßnahmen und 
übermitteln ihn unverzüglich der Kommission. 

Artikel 5 

Technische Vorschriften 

Die Mitgliedstaaten oder, wenn die Mitgliedstaaten dies vorsehen, die 
Regulierungsbehörden gewährleisten, dass Kriterien für die technische 
Betriebssicherheit festgelegt und für den Netzanschluss von Erzeugungs­
anlagen, Verteilernetzen, Anlagen direkt angeschlossener Kunden, Ver­
bindungsleitungen und Direktleitungen technische Vorschriften mit Min­
destanforderungen an die Auslegung und den Betrieb ausgearbeitet und 
veröffentlicht werden. Diese technischen Vorschriften müssen die Inter­
operabilität der Netze sicherstellen sowie objektiv und nichtdiskriminie­
rend sein. Die Agentur kann gegebenenfalls geeignete Empfehlungen 
abgeben, wie diese Vorschriften kompatibel gestaltet werden können. 
Diese Vorschriften werden der Kommission gemäß Artikel 8 der Richt­
linie 98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 22. Juni 
1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und 
technischen Vorschriften und der Vorschriften für Dienste der Informa­
tionsgesellschaft ( 1 ) mitgeteilt. 

Artikel 6 

Förderung der regionalen Zusammenarbeit 

(1) Die Mitgliedstaaten sowie die Regulierungsbehörden arbeiten zu­
sammen, um als ersten Schritt hin zum einem vollständig liberalisierten 
Binnenmarkt ihre nationalen Märkte auf einer oder mehreren regionalen 
Ebenen zu integrieren. Die Mitgliedstaaten oder, wenn von dem Mit­
gliedstaat vorgesehen, die Regulierungsbehörden fördern und verein­
fachen insbesondere die Zusammenarbeit der Übertragungsnetzbetreiber 
auf regionaler Ebene, auch in grenzüberschreitenden Angelegenheiten, 
um einen Wettbewerbsbinnenmarkt für Elektrizität zu schaffen, fördern 
die Kohärenz ihrer Rechtsvorschriften, des Regulierungsrahmens und 
des technischen Rahmens und ermöglichen die Einbindung der isolierten 
Netze, zu denen die in der Gemeinschaft nach wie vor bestehenden 
„Strominseln“ gehören. Die geografischen Gebiete, auf die sich diese 
regionale Zusammenarbeit erstreckt, umfassen die gemäß Artikel 12 
Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 festgelegten geografischen 
Gebiete. Die Zusammenarbeit kann sich zusätzlich auf andere geogra­
fische Gebiete erstrecken. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 204 vom 21.7.1998, S. 37.
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(2) Die Agentur arbeitet mit nationalen Regulierungsbehörden und 
Übertragungsnetzbetreibern zusammen, um die Kompatibilität der regio­
nal geltenden Regulierungsrahmen und damit die Schaffung eines Wett­
bewerbsbinnenmarkts für Elektrizität zu gewährleisten. Ist die Agentur 
der Auffassung, dass verbindliche Regeln für eine derartige Zusammen­
arbeit erforderlich sind, spricht sie geeignete Empfehlungen aus. 

(3) Die Mitgliedstaaten sorgen im Zuge der Umsetzung dieser Richt­
linie dafür, dass die Übertragungsnetzbetreiber für Zwecke der Kapazi­
tätsvergabe und der Überprüfung der Netzsicherheit auf regionaler 
Ebene über ein oder mehrere integrierte Systeme verfügen, die sich 
auf einen oder mehrere Mitgliedstaaten erstrecken. 

(4) Wirkt ein vertikal integrierter Übertragungsnetzbetreiber an einem 
zur Umsetzung dieser Zusammenarbeit geschaffenen gemeinsamen Un­
ternehmen mit, so stellt dieses gemeinsame Unternehmen ein Gleichbe­
handlungsprogramm auf und führt es durch: darin sind die Maßnahmen 
aufgeführt, mit denen sichergestellt wird, dass diskriminierende und 
wettbewerbswidrige Verhaltensweisen ausgeschlossen werden. In die­
sem Gleichbehandlungsprogramm ist festgelegt, welche besonderen 
Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung des Ziels der 
Vermeidung diskriminierenden und wettbewerbswidrigen Verhaltens ha­
ben. Das Programm bedarf der Genehmigung durch die Agentur. Die 
Einhaltung des Programms wird durch die Gleichbehandlungsbeauftrag­
ten der vertikal integrierten Übertragungsnetzbetreiber kontrolliert. 

KAPITEL III 

ERZEUGUNG 

Artikel 7 

Genehmigungsverfahren für neue Kapazitäten 

(1) Für den Bau neuer Erzeugungsanlagen beschließen die Mitglied­
staaten ein Genehmigungsverfahren, das nach objektiven, transparenten 
und nichtdiskriminierenden Kriterien anzuwenden ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen die Kriterien für die Erteilung von 
Genehmigungen zum Bau von Erzeugungsanlagen in ihrem Hoheits­
gebiet fest. Bei der Festlegung geeigneter Kriterien tragen die Mitglied­
staaten folgenden Aspekten Rechnung: 

a) Sicherheit und Sicherung des elektrischen Netzes der Anlagen und 
zugehörigen Ausrüstungen, 

▼B
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b) Schutz der Gesundheit der Bevölkerung und der öffentlichen Sicher­
heit, 

c) Umweltschutz, 

d) Flächennutzung und Standortwahl, 

e) Gebrauch von öffentlichem Grund und Boden, 

f) Energieeffizienz, 

g) Art der Primärenergieträger, 

h) spezifische Merkmale des Antragstellers, wie technische, wirtschaft­
liche und finanzielle Leistungsfähigkeit, 

i) Einhaltung der nach Artikel 3 getroffenen Maßnahmen, 

j) Beitrag der Erzeugungskapazitäten zum Erreichen des in Artikel 3 
Absatz 1 der Richtlinie 2009/28/EG des Europäischen Parlaments 
und des Rates vom 23. April 2009 zur Förderung der Nutzung 
von Energie aus erneuerbaren Quellen ( 1 ) genannten gemeinschaftli­
chen Ziels, bis 2020 mindestens 20 % des Bruttoendenergiever­
brauchs der Gemeinschaft durch Energie aus erneuerbaren Quellen 
zu decken, und 

k) Beitrag von Erzeugungskapazitäten zur Verringerung der Emissio­
nen. 

(3) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass für kleine dezentrale und/ 
oder an das Verteilernetz angeschlossene Erzeugungsanlagen besondere 
Genehmigungsverfahren gelten, die der begrenzten Größe und der mög­
lichen Auswirkung dieser Anlagen Rechnung tragen. 

Die Mitgliedstaaten können für dieses konkrete Genehmigungsverfahren 
Leitlinien festlegen. Die nationalen Regulierungsbehörden oder sonstige 
zuständige nationale Behörden einschließlich der für die Planung zu­
ständigen Stellen überprüfen diese Leitlinien und können Änderungen 
empfehlen. 

Wo die Mitgliedstaaten gesonderte Genehmigungsverfahren für die Flä­
chennutzung eingeführt haben, die für neue Großprojekte im Bereich 
Infrastruktur bei Erzeugungskapazitäten gelten, wenden die Mitglied­
staaten diese Verfahren gegebenenfalls auch auf die Errichtung neuer 
Erzeugungskapazitäten an, wobei die Verfahren diskriminierungsfrei 
und in einem angemessenen Zeitraum Anwendung finden müssen. 

▼B 

( 1 ) ABl. L 140 vom 5.6.2009, S. 16.
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(4) Die Genehmigungsverfahren und die Kriterien werden öffentlich 
bekannt gemacht. Die Gründe für die Verweigerung einer Genehmigung 
sind dem Antragsteller mitzuteilen. Diese Gründe müssen objektiv, 
nichtdiskriminierend, stichhaltig und hinreichend belegt sein. Dem An­
tragsteller müssen Rechtsmittel zur Verfügung stehen. 

Artikel 8 

Ausschreibung neuer Kapazitäten 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass neue Kapazitäten oder 
Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen im Interesse der Ver­
sorgungssicherheit über ein Ausschreibungsverfahren oder ein hinsicht­
lich Transparenz und Nichtdiskriminierung gleichwertiges Verfahren auf 
der Grundlage veröffentlichter Kriterien bereitgestellt bzw. getroffen 
werden können. Diese Verfahren kommen jedoch nur in Betracht, 
wenn die Versorgungssicherheit durch die im Wege des Genehmigungs­
verfahrens geschaffenen Erzeugungskapazitäten bzw. die getroffenen 
Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen allein nicht gewähr­
leistet ist. 

(2) Die Mitgliedstaaten können im Interesse des Umweltschutzes und 
der Förderung neuer Technologien, die sich in einem frühen Entwick­
lungsstadium befinden, die Möglichkeit dafür schaffen, dass neue Ka­
pazitäten auf der Grundlage veröffentlichter Kriterien ausgeschrieben 
werden. Diese Ausschreibung kann sich sowohl auf neue Kapazitäten 
als auch auf Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen erstre­
cken. Ein Ausschreibungsverfahren kommt jedoch nur in Betracht, 
wenn die Erreichung der betreffenden Ziele durch die im Wege des 
Genehmigungsverfahrens geschaffenen Erzeugungskapazitäten bzw. die 
getroffenen Maßnahmen allein nicht gewährleistet ist. 

(3) Die Einzelheiten des Ausschreibungsverfahrens für Erzeugungs­
kapazitäten und Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen wer­
den mindestens sechs Monate vor Ablauf der Ausschreibungsfrist im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

Die Ausschreibungsbedingungen werden jedem interessierten Unterneh­
men, das seinen Sitz im Gebiet eines Mitgliedstaats hat, rechtzeitig zur 
Verfügung gestellt, damit es auf die Ausschreibung antworten kann. 

Zur Gewährleistung eines transparenten und nichtdiskriminierenden 
Verfahrens enthalten die Ausschreibungsbedingungen eine genaue Be­
schreibung der Spezifikationen des Auftrags und des von den Bietern 
einzuhaltenden Verfahrens sowie eine vollständige Liste der Kriterien 
für die Auswahl der Bewerber und die Auftragsvergabe, einschließlich 
der von der Ausschreibung erfassten Anreize wie z. B. Beihilfen. Die 
Spezifikationen können sich auch auf die in Artikel 7 Absatz 2 genann­
ten Aspekte erstrecken. 

▼B
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(4) Im Falle einer Ausschreibung für benötigte Produktionskapazitä­
ten müssen auch Angebote für langfristig garantierte Lieferungen von 
Elektrizität aus bestehenden Produktionseinheiten in Betracht gezogen 
werden, sofern damit eine Deckung des zusätzlichen Bedarfs möglich 
ist. 

(5) Die Mitgliedstaaten benennen eine Behörde oder eine von der 
Erzeugung, Übertragung und Verteilung von Elektrizität sowie von 
der Elektrizitätsversorgung unabhängige öffentliche oder private Stelle, 
bei der es sich um eine Regulierungsbehörde gemäß Artikel 35 handeln 
kann und die für die Durchführung, Beobachtung und Kontrolle des in 
den Absätzen 1 bis 4 dieses Artikels beschriebenen Ausschreibungsver­
fahrens zuständig ist. Ist ein Übertragungsnetzbetreiber in seinen Eigen­
tumsverhältnissen völlig unabhängig von anderen, nicht mit dem Über­
tragungsnetz zusammenhängenden Tätigkeitsbereichen, kann der Über­
tragungsnetzbetreiber als für die Durchführung, Beobachtung und Kon­
trolle des Ausschreibungsverfahrens zuständige Stelle benannt werden. 
Diese Behörde oder Stelle trifft alle erforderlichen Maßnahmen, um die 
Vertraulichkeit der in den Angeboten gemachten Angaben zu gewähr­
leisten. 

KAPITEL IV 

BETRIEB DES ÜBERTRAGUNGSNETZES 

Artikel 9 

Entflechtung der Übertragungsnetze und der Übertragungsnetz­
betreiber 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass ab 3. März 2012 

a) jedes Unternehmen, das Eigentümer eines Übertragungsnetzes ist, als 
Übertragungsnetzbetreiber agiert; 

b) ein und dieselbe(n) Person(en) weder berechtigt ist (sind), 

i) direkt oder indirekt die Kontrolle über ein Unternehmen aus­
zuüben, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung 
wahrnimmt, und direkt oder indirekt die Kontrolle über einen 
Übertragungsnetzbetreiber oder ein Übertragungsnetz auszuüben 
oder Rechte an einem Übertragungsnetzbetreiber oder einem 
Übertragungsnetz auszuüben, noch 

ii) direkt oder indirekt die Kontrolle über einen Übertragungsnetz­
betreiber oder ein Übertragungsnetz auszuüben und direkt oder 
indirekt die Kontrolle über ein Unternehmen auszuüben, das eine 
der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, oder 
Rechte an einem solchen Unternehmen auszuüben; 

▼B



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 15 

c) nicht ein und dieselbe(n) Person(en) berechtigt ist (sind), Mitglieder 
des Aufsichtsrates, des Verwaltungsrates oder der zur gesetzlichen 
Vertretung berufenen Organe eines Übertragungsnetzbetreibers oder 
eines Übertragungsnetzes zu bestellen und direkt oder indirekt die 
Kontrolle über ein Unternehmen auszuüben, das eine der Funktionen 
Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, oder Rechte an einem sol­
chen Unternehmen auszuüben, und 

d) nicht ein und dieselbe Person berechtigt ist, Mitglied des Aufsichts­
rates, des Verwaltungsrates oder der zur gesetzlichen Vertretung 
berufenen Organe sowohl eines Unternehmens, das eine der Funk­
tionen Erzeugung oder Versorgung wahrnimmt, als auch eines Über­
tragungsnetzbetreibers oder eines Übertragungsnetzes zu sein. 

(2) Die in Absatz 1 Buchstaben b und c genannten Rechte schließen 
insbesondere Folgendes ein: 

a) die Befugnis zur Ausübung von Stimmrechten, 

b) die Befugnis, Mitglieder des Aufsichtsrates, des Verwaltungsrates 
oder der zur gesetzlichen Vertretung berufenen Organe zu bestellen 
oder 

c) das Halten einer Mehrheitsbeteiligung. 

(3) Für die Zwecke des Absatzes 1 Buchstabe b schließt der Begriff 
„Unternehmen, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung 
wahrnimmt“ auch ein „Unternehmen, das eine der Funktionen Gewin­
nung und Versorgung wahrnimmt“ im Sinne der Richtlinie 2009/73/EG 
des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. Juli 2009 über 
gemeinsame Vorschriften für den Erdgasbinnenmarkt ( 1 ) und schließen 
die Begriffe „Übertragungsnetzbetreiber“ und „Übertragungsnetz“ auch 
„Fernleitungsnetzbetreiber“ und „Fernleitungsnetz“ im Sinne derselben 
Richtlinie ein. 

(4) Die Mitgliedstaaten können bis zum 3. März 2013 Ausnahmen 
von den Bestimmungen des Absatzes 1 Buchstaben b und c zulassen, 
sofern die Übertragungsnetzbetreiber nicht Teil eines vertikal integrier­
ten Unternehmens sind. 

(5) Die Verpflichtung des Absatzes 1 Buchstabe a gilt als erfüllt, 
wenn zwei oder mehr Unternehmen, die Eigentümer von Übertragungs­
netzen sind, ein Joint Venture gründen, das in zwei oder mehr Mitglied­
staaten als Übertragungsnetzbetreiber für die betreffenden Übertragungs­
netze tätig ist. Kein anderes Unternehmen darf Teil des Joint Venture 
sein, es sei denn, es wurde gemäß Artikel 13 als unabhängiger Netz­
betreiber oder als unabhängiger Übertragungsnetzbetreiber für die Zwe­
cke des Kapitels V zugelassen. Für die Umsetzung dieses Artikels gilt 
Folgendes: 

▼B 

( 1 ) Siehe Seite 94 dieses Amtsblatts.
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(6) Handelt es sich bei der in Absatz 1 Buchstaben b, c und d 
genannten Person um den Mitgliedstaat oder eine andere öffentlich- 
rechtliche Stelle, so gelten zwei von einander getrennte öffentlich-recht­
liche Stellen, die einerseits die Kontrolle über einen Übertragungsnetz­
betreiber oder über ein Übertragungsnetz und andererseits über ein Un­
ternehmen, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahr­
nimmt, ausüben, nicht als ein und dieselbe(n) Person(en). 

(7) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass weder die in Artikel 16 
genannten wirtschaftlich sensiblen Informationen, über die ein Übertra­
gungsnetzbetreiber verfügt, der Teil eines vertikal integrierten Unter­
nehmens war, noch sein Personal an Unternehmen weitergegeben wer­
den, die eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnehmen. 

(8) In den Fällen, in denen das Übertragungsnetz am 3. September 
2009 einem vertikal integrierten Unternehmen gehört, kann ein Mit­
gliedstaat entscheiden, Absatz 1 nicht anzuwenden. 

In diesem Fall muss der betreffende Mitgliedstaat entweder 

a) einen unabhängigen Netzbetreiber gemäß Artikel 13 benennen oder 

b) die Bestimmungen des Kapitels V einhalten. 

(9) In den Fällen, in denen das Übertragungsnetz am 3. September 
2009 einem vertikal integrierten Unternehmen gehört und Regelungen 
bestehen, die eine wirksamere Unabhängigkeit des Übertragungsnetz­
betreibers gewährleisten als die Bestimmungen des Kapitels V, kann 
ein Mitgliedstaat entscheiden, Absatz 1 nicht anzuwenden. 

(10) Bevor ein Unternehmen als Übertragungsnetzbetreiber nach Ab­
satz 9 des vorliegenden Artikels zugelassen und benannt wird, ist es 
nach den Verfahren des Artikels 10 Absätze 4, 5 und 6 der vorliegenden 
Richtlinie und des Artikels 3 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 zu 
zertifizieren, wobei die Kommission überprüft, ob die bestehenden Re­
gelungen eindeutig eine wirksamere Unabhängigkeit des Übertragungs­
netzbetreibers gewährleisten als die Bestimmungen des Kapitels V. 

(11) Vertikal integrierte Unternehmen, die ein Übertragungsnetz be­
sitzen, können in keinem Fall daran gehindert werden, Schritte zur 
Einhaltung des Absatzes 1 zu unternehmen. 

▼B
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(12) Unternehmen, die eine der Funktionen Erzeugung oder Versor­
gung wahrnehmen, können in einem Mitgliedstaat, der Absatz 1 anwen­
det, unter keinen Umständen direkt oder indirekt die Kontrolle über 
einen entflochtenen Übertragungsnetzbetreiber übernehmen oder Rechte 
an diesem Übertragungsnetzbetreiber ausüben. 

Artikel 10 

Benennung und Zertifizierung von Übertragungsnetzbetreibern 

(1) Bevor ein Unternehmen als Übertragungsnetzbetreiber zugelassen 
und benannt wird, muss es gemäß den in den Absätzen 4, 5 und 6 des 
vorliegenden Artikels und in Artikel 3 der Verordnung (EG) 
Nr. 714/2009 genannten Verfahren zertifiziert werden. 

(2) Unternehmen, die Eigentümer eines Übertragungsnetzes sind und 
denen von der nationalen Regulierungsbehörde gemäß dem unten be­
schriebenen Zertifizierungsverfahren bescheinigt wurde, dass sie den 
Anforderungen des Artikels 9 genügen, werden von den Mitgliedstaaten 
zugelassen und als Übertragungsnetzbetreiber benannt. Die Benennung 
der Übertragungsnetzbetreiber wird der Kommission mitgeteilt und im 
Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht. 

(3) Die Übertragungsnetzbetreiber unterrichten die Regulierungs­
behörde über alle geplanten Transaktionen, die eine Neubewertung er­
forderlich machen können, bei der festzustellen ist, ob sie die Anforde­
rungen des Artikels 9 erfüllen. 

(4) Die Regulierungsbehörden beobachten die ständige Einhaltung 
des Artikels 9. Um die Einhaltung der Anforderungen sicherzustellen, 
leiten sie ein Zertifizierungsverfahren ein 

a) bei Erhalt einer Mitteilung eines Übertragungsnetzbetreibers gemäß 
Absatz 3; 

b) aus eigener Initiative, wenn sie Kenntnis von einer geplanten Ände­
rung bezüglich der Rechte an oder der Einflussnahme auf Übertra­
gungsnetzeigentümer oder Übertragungsnetzbetreiber erlangen und 
diese Änderung zu einem Verstoß gegen Artikel 9 führen kann 
oder wenn sie Grund zu der Annahme haben, dass es bereits zu 
einem derartigen Verstoß gekommen ist, oder 

c) wenn die Kommission einen entsprechend begründeten Antrag stellt. 

(5) Die Regulierungsbehörden entscheiden innerhalb eines Zeitraums 
von vier Monaten ab dem Tag der Mitteilung des Übertragungsnetz­
betreibers oder ab Antragstellung durch die Kommission über die Zer­
tifizierung eines Übertragungsnetzbetreibers. Nach Ablauf dieser Frist 
gilt die Zertifizierung als erteilt. Die ausdrückliche oder stillschweigende 
Entscheidung der Regulierungsbehörde wird erst nach Abschluss des in 
Absatz 6 beschriebenen Verfahrens wirksam. 

▼B
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(6) Die ausdrückliche oder stillschweigende Entscheidung über die 
Zertifizierung eines Übertragungsnetzbetreibers wird der Kommission 
zusammen mit allen die Entscheidung betreffenden relevanten Informa­
tionen unverzüglich von der Regulierungsbehörde übermittelt. Die Kom­
mission handelt nach dem Verfahren des Artikels 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 714/2009. 

(7) Die Regulierungsbehörden und die Kommission können Übertra­
gungsnetzbetreiber und Unternehmen, die eine der Funktionen Erzeu­
gung oder Versorgung wahrnehmen, um Bereitstellung sämtlicher für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß diesem Artikel relevanten Informa­
tionen ersuchen. 

(8) Die Regulierungsbehörden und die Kommission behandeln wirt­
schaftlich sensible Informationen vertraulich. 

Artikel 11 

Zertifizierung in Bezug auf Drittländer 

(1) Beantragt ein Übertragungsnetzeigentümer oder -betreiber, der 
von einer oder mehreren Personen aus einem oder mehreren Drittlän­
dern kontrolliert wird, eine Zertifizierung, so teilt die Regulierungs­
behörde dies der Kommission mit. 

Die Regulierungsbehörde teilt der Kommission ferner unverzüglich alle 
Umstände mit, die dazu führen würden, dass eine oder mehrere Per­
sonen aus einem oder mehreren Drittländern die Kontrolle über ein 
Übertragungsnetz oder einen Übertragungsnetzbetreiber erhalten. 

(2) Der Übertragungsnetzbetreiber teilt der Regulierungsbehörde alle 
Umstände mit, die dazu führen würden, dass eine oder mehrere Per­
sonen aus einem oder mehreren Drittländern die Kontrolle über das 
Übertragungsnetz oder den Übertragungsnetzbetreiber erhalten. 

(3) Die Regulierungsbehörde nimmt innerhalb von vier Monaten ab 
dem Tag der Mitteilung des Übertragungsnetzbetreibers einen Entwurf 
einer Entscheidung über die Zertifizierung des Übertragungsnetzbetrei­
bers an. Sie verweigert die Zertifizierung, wenn nicht 

a) nachgewiesen wird, dass die betreffende Rechtsperson den Anforde­
rungen von Artikel 9 genügt und 

▼B
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b) der Regulierungsbehörde oder einer anderen vom Mitgliedstaat be­
nannten zuständigen Behörde nachgewiesen wird, dass die Erteilung 
der Zertifizierung die Sicherheit der Energieversorgung des Mitglied­
staats und der Gemeinschaft nicht gefährdet. Bei der Prüfung dieser 
Frage berücksichtigt die Regulierungsbehörde oder die entsprechend 
benannte andere zuständigen Behörde 

i) die Rechte und Pflichten der Gemeinschaft gegenüber diesen 
Drittländern, die aus dem Völkerrecht — auch aus einem Ab­
kommen mit einem oder mehreren Drittländern, dem die 
Gemeinschaft als Vertragspartei angehört und in dem Fragen 
der Energieversorgungssicherheit behandelt werden — erwach­
sen; 

ii) die Rechte und Pflichten des Mitgliedstaats gegenüber diesem 
Drittland, die aus den mit diesem geschlossenen Abkommen 
erwachsen, soweit sie mit dem Gemeinschaftsrecht in Einklang 
stehen, und 

iii) andere spezielle Gegebenheiten des Einzelfalls und des betref­
fenden Drittlands. 

(4) Die Regulierungsbehörde teilt der Kommission unverzüglich die 
Entscheidung zusammen mit allen die Entscheidung betreffenden rele­
vanten Informationen mit. 

(5) Die Mitgliedstaaten schreiben vor, dass die Regulierungsbehörde 
und/oder die benannte zuständige Behörde gemäß Absatz 3 Buchstabe b 
vor der Annahme einer Entscheidung der Regulierungsbehörde über die 
Zertifizierung die Stellungnahme der Kommission zu der Frage einholt, 
ob 

a) die betreffende Rechtsperson den Anforderungen von Artikel 9 ge­
nügt und 

b) eine Gefährdung der Energieversorgungssicherheit der Gemeinschaft 
durch die Erteilung der Zertifizierung ausgeschlossen ist. 

(6) Die Kommission prüft den Antrag nach Absatz 5 unmittelbar 
nach seinem Eingang. Innerhalb eines Zeitraums von zwei Monaten 
nach Eingang des Antrags übermittelt sie der nationalen Regulierungs­
behörde — oder, wenn der Antrag von der benannten zuständigen Be­
hörde gestellt wurde, dieser Behörde — ihre Stellungnahme. 

Zur Ausarbeitung der Stellungnahme kann die Kommission die Stand­
punkte der Agentur, des betroffenen Mitgliedstaats sowie interessierter 
Kreise einholen. In diesem Fall verlängert sich die Zweimonatsfrist um 
zwei Monate. 

Legt die Kommission innerhalb des in den Unterabsätzen 1 und 2 ge­
nannten Zeitraums keine Stellungnahme vor, so wird davon ausgegan­
gen, dass sie keine Einwände gegen die Entscheidung der Regulierungs­
behörde erhebt. 
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(7) Bei der Bewertung der Frage, ob die Kontrolle durch eine oder 
mehrere Personen aus einem oder mehreren Drittländern die Energie­
versorgungssicherheit in der Gemeinschaft nicht gefährden werden, be­
rücksichtigt die Kommission Folgendes: 

a) die besonderen Gegebenheiten des Einzelfalls und des/der betreffen­
den Drittlands/Drittländer sowie 

b) die Rechte und Pflichten der Gemeinschaft gegenüber diesem/n 
Drittland/Drittländern, die aus dem Völkerrecht — auch aus einem 
Abkommen mit einem oder mehreren Drittländern, dem die Gemein­
schaft als Vertragspartei angehört und durch das Fragen der Ver­
sorgungssicherheit geregelt werden — erwachsen. 

(8) Die nationale Regulierungsbehörde erlässt ihre endgültige Ent­
scheidung über die Zertifizierung innerhalb von zwei Monaten nach 
Ablauf der in Absatz 6 genannten Frist. Die nationale Regulierungs­
behörde trägt in ihrer endgültigen Entscheidung der Stellungnahme der 
Kommission so weit wie möglich Rechnung. Die Mitgliedstaaten haben 
in jedem Fall das Recht, die Zertifizierung abzulehnen, wenn die Ertei­
lung der Zertifizierung die Sicherheit der Energieversorgung des jewei­
ligen Mitgliedstaats oder die eines anderen Mitgliedstaats gefährdet. Hat 
der Mitgliedstaat eine andere zuständige Behörde für die Bewertung 
nach Absatz 3 Buchstabe b benannt, so kann er vorschreiben, dass 
die nationale Regulierungsbehörde ihre endgültige Entscheidung in Ein­
klang mit der Bewertung dieser zuständigen Behörde erlassen muss. Die 
endgültige Entscheidung der nationalen Regulierungsbehörde wird zu­
sammen mit der Stellungnahme der Kommission veröffentlicht. Weicht 
die endgültige Entscheidung von der Stellungnahme der Kommission 
ab, so muss der betreffende Mitgliedstaat zusammen mit dieser Ent­
scheidung die Begründung für diese Entscheidung mitteilen und ver­
öffentlichen. 

(9) Dieser Artikel berührt in keiner Weise das Recht der Mitglied­
staaten, in Einklang mit dem Gemeinschaftsrecht nationale rechtliche 
Kontrollen zum Schutz legitimer Interessen der öffentlichen Sicherheit 
durchzuführen. 

(10) Die Kommission kann Leitlinien erlassen, in denen die Einzel­
heiten des Verfahrens für die Anwendung dieses Artikels festgelegt 
werden. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestim­
mungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Arti­
kel 46 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

(11) Dieser Artikel gilt mit Ausnahme von Absatz 3 Buchstabe a 
auch für die Mitgliedstaaten, für die nach Artikel 44 eine Ausnahme­
regelung gilt. 

Artikel 12 

Aufgaben der Übertragungsnetzbetreiber 

Jeder Übertragungsnetzbetreiber ist dafür verantwortlich, 

a) auf lange Sicht die Fähigkeit des Netzes sicherzustellen, eine an­
gemessene Nachfrage nach Übertragung von Elektrizität zu befriedi­
gen, unter wirtschaftlichen Bedingungen und unter gebührender Be­
achtung des Umweltschutzes sichere, zuverlässige und leistungs­
fähige Übertragungsnetze zu betreiben, zu warten und auszubauen; 
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b) zu gewährleisten, dass die zur Erfüllung der Dienstleistungsverpflich­
tungen erforderlichen Mittel vorhanden sind; 

c) durch entsprechende Übertragungskapazität und Zuverlässigkeit des 
Netzes zur Versorgungssicherheit beizutragen; 

d) die Übertragung von Elektrizität durch das Netz unter Berücksichti­
gung des Austauschs mit anderen Verbundnetzen zu regeln. Daher 
ist es Sache des Übertragungsnetzbetreibers, ein sicheres, zuverläs­
siges und effizientes Elektrizitätsnetz zu unterhalten und in diesem 
Zusammenhang die Bereitstellung aller notwendigen Hilfsdienste — 
einschließlich jener, die zur Befriedigung der Nachfrage geleistet 
werden — zu gewährleisten, sofern diese Bereitstellung unabhängig 
von jedwedem anderen Übertragungsnetz ist, mit dem das Netz einen 
Verbund bildet; 

e) dem Betreiber eines anderen Netzes, mit dem sein eigenes Netz 
verbunden ist, ausreichende Informationen bereitzustellen, um den 
sicheren und effizienten Betrieb, den koordinierten Ausbau und die 
Interoperabilität des Verbundnetzes sicherzustellen; 

f) sich jeglicher Diskriminierung von Netzbenutzern oder Kategorien 
von Netzbenutzern, insbesondere zugunsten der mit ihm verbunde­
nen Unternehmen, zu enthalten, 

g) den Netzbenutzern die Informationen zur Verfügung zu stellen, die 
sie für einen effizienten Netzzugang benötigen. 

h) unter der Aufsicht der nationalen Regulierungsbehörden Engpass­
erlöse und Zahlungen im Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwi­
schen Übertragungsnetzbetreibern gemäß Artikel 13 der Verordnung 
(EG) Nr. 714/2009 einzunehmen, Dritten Zugang zu gewähren und 
deren Zugang zu regeln sowie bei Verweigerung des Zugangs be­
gründete Erklärungen abzugeben; bei der Ausübung ihrer im Rah­
men dieses Artikels festgelegten Aufgaben haben die Übertragungs­
netzbetreiber in erster Linie die Marktintegration zu erleichtern. 

Artikel 13 

Unabhängige Netzbetreiber (ISO) 

(1) In den Fällen in denen das Übertragungsnetz am 3. September 
2009 einem vertikal integrierten Unternehmen gehört, können die Mit­
gliedstaaten entscheiden, Artikel 9 Absatz 1 nicht anzuwenden, und auf 
Vorschlag des Eigentümers des Übertragungsnetzes einen unabhängigen 
Netzbetreiber benennen. Die Benennung bedarf der Zustimmung der 
Kommission. 

(2) Ein Mitgliedstaat kann einen unabhängigen Netzbetreiber nur un­
ter folgenden Bedingungen zulassen und benennen: 

a) der Bewerber hat den Nachweis erbracht, dass er den Anforderungen 
des Artikels 9 Absatz 1 Buchstaben b, c und d genügt; 

b) der Bewerber hat den Nachweis erbracht, dass er über die erforder­
lichen finanziellen, technischen, personellen und materieller Ressour­
cen verfügt, um die Aufgaben gemäß Artikel 12 wahrzunehmen; 
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c) der Bewerber hat sich verpflichtet, einen von der Regulierungs­
behörde überwachten 10-jährigen Netzentwicklungsplan umzusetzen; 

d) der Eigentümer des Übertragungsnetzes hat den Nachweis erbracht, 
dass er in der Lage ist, seinen Verpflichtungen gemäß Absatz 5 
nachzukommen. Zu diesem Zweck legt er sämtliche mit dem Bewer­
berunternehmen und etwaigen anderen relevanten Rechtspersonen 
getroffene vertragliche Vereinbarungen im Entwurf vor; und 

e) der Bewerber hat den Nachweis erbracht, dass er in der Lage ist, 
seinen Verpflichtungen gemäß der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, 
auch bezüglich der Zusammenarbeit der Übertragungsnetzbetreiber 
auf europäischer und regionaler Ebene, nachzukommen. 

(3) Unternehmen, denen von der nationalen Regulierungsbehörde be­
scheinigt wurde, dass sie den Anforderungen des Artikels 11 und Ab­
satz 2 dieses Artikels genügen, werden von den Mitgliedstaaten zuge­
lassen und als Übertragungsnetzbetreiber benannt. Es gilt das Zertifizie­
rungsverfahren des Artikels 10 dieser Richtlinie und des Artikels 3 der 
Verordnung (EG) Nr. 714/2009 oder des Artikels 11 dieser Richtlinie. 

(4) Jeder unabhängige Netzbetreiber ist verantwortlich für die Ge­
währung und Regelung des Zugangs Dritter, einschließlich der Erhe­
bung von Zugangsentgelten sowie der Einnahme von Engpasserlösen 
und Zahlungen im Rahmen des Ausgleichsmechanismus zwischen Über­
tragungsnetzbetreibern gemäß Artikel 13 der Verordnung (EG) 
Nr. 714/2009, für Betrieb, Wartung und Ausbau des Übertragungsnetzes 
sowie für die Gewährleistung der langfristigen Fähigkeit des Netzes, im 
Wege einer Investitionsplanung eine angemessene Nachfrage zu befrie­
digen. Beim Ausbau des Übertragungsnetzes ist der unabhängige Netz­
betreiber für Planung (einschließlich Genehmigungsverfahren), Bau und 
Inbetriebnahme der neuen Infrastruktur verantwortlich. Hierzu handelt 
der unabhängige Netzbetreiber als Übertragungsnetzbetreiber im Ein­
klang mit den Bestimmungen dieses Kapitels. Der Übertragungsnetzei­
gentümer darf weder für die Gewährung und Regelung des Zugangs 
Dritter noch für die Investitionsplanung verantwortlich sein. 

(5) Wurde ein unabhängiger Netzbetreiber benannt, ist der Eigentü­
mer des Übertragungsnetzes zu Folgendem verpflichtet: 

a) Er arbeitet im erforderlichen Maße mit dem unabhängigen Netz­
betreiber zusammen und unterstützt ihn bei der Wahrnehmung seiner 
Aufgaben, indem er insbesondere alle sachdienlichen Informationen 
liefert. 

b) Er finanziert die vom unabhängigen Netzbetreiber beschlossenen und 
von der Regulierungsbehörde genehmigten Investitionen oder erteilt 
seine Zustimmung zur Finanzierung durch eine andere interessierte 
Partei, einschließlich des unabhängigen Netzbetreibers. Die einschlä­
gigen Finanzierungsvereinbarungen unterliegen der Genehmigung 
durch die Regulierungsbehörde. Vor ihrer Genehmigung konsultiert 
die Regulierungsbehörde den Eigentümer des Übertragungsnetzes 
sowie die anderen interessierten Parteien. 

c) Er sichert die Haftungsrisiken im Zusammenhang mit den Netzver­
mögenswerten ab, mit Ausnahme derjenigen Haftungsrisiken, die die 
Aufgaben des unabhängigen Netzbetreibers betreffen, und 

d) Er stellt die Garantien, die zur Erleichterung der Finanzierung eines 
etwaigen Netzausbaus erforderlich sind, mit Ausnahme derjenigen 
Investitionen, bei denen er gemäß Absatz b einer Finanzierung durch 
eine interessierte Partei, einschließlich des unabhängigen Netzbetrei­
bers, zugestimmt hat. 
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(6) In enger Zusammenarbeit mit der Regulierungsbehörde wird die 
zuständige nationale Wettbewerbsbehörde mit sämtlichen maßgeblichen 
Befugnissen ausgestattet, die es ihr ermöglichen, wirksam zu beobach­
ten, ob der Übertragungsnetzeigentümer seinen Verpflichtungen gemäß 
Absatz 5 nachkommt. 

Artikel 14 

Entflechtung der Übertragungsnetzeigentümer 

(1) Wurde ein unabhängiger Netzbetreiber benannt, müssen Übertra­
gungsnetzeigentümer, die Teil eines vertikal integrierten Unternehmens 
sind, zumindest hinsichtlich ihrer Rechtsform, Organisation und Ent­
scheidungsgewalt unabhängig von den übrigen Tätigkeiten sein, die 
nicht mit der Übertragung zusammenhängen. 

(2) Um die Unabhängigkeit eines Übertragungsnetzeigentümers ge­
mäß Absatz 1 sicherzustellen, sind die folgenden Mindestkriterien an­
zuwenden: 

a) In einem integrierten Elektrizitätsunternehmen dürfen die für die 
Leitung des Übertragungsnetzeigentümers zuständigen Personen 
nicht betrieblichen Einrichtungen des integrierten Elektrizitätsunter­
nehmens angehören, die direkt oder indirekt für den laufenden Be­
trieb in den Bereichen Elektrizitätserzeugung, -verteilung und -ver­
sorgung zuständig sind. 

b) Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, damit die berufsbedingten 
Interessen der für die Leitung des Übertragungsnetzeigentümers zu­
ständigen Personen so berücksichtigt werden, dass ihre Handlungs­
unabhängigkeit gewährleistet ist, und 

c) Der Übertragungsnetzeigentümer stellt ein Gleichbehandlungspro­
gramm auf, aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen zum Aus­
schluss diskriminierenden Verhaltens getroffen werden, und gewähr­
leistet die ausreichende Beobachtung der Einhaltung dieses Pro­
gramms. In dem Gleichbehandlungsprogramm ist festgelegt, welche 
besonderen Pflichten die Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung 
dieser Ziele haben. Die für die Beobachtung des Gleichbehandlungs­
programms zuständige Person oder Stelle legt der Regulierungs­
behörde jährlich einen Bericht über die getroffenen Maßnahmen 
vor, der veröffentlicht wird. 

(3) Die Kommission kann Leitlinien erlassen, um sicherzustellen, 
dass der Übertragungsnetzeigentümer den Bestimmungen des Absatzes 2 
dieses Artikels in vollem Umfang und wirksam nachkommt. Diese Maß­
nahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richt­
linie durch Ergänzung werden nach dem in Artikel 46 Absatz 2 ge­
nannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Artikel 15 

Inanspruchnahme und Ausgleich von Kapazitäten 

(1) Unbeschadet der Elektrizitätslieferung aufgrund vertraglicher Ver­
pflichtungen einschließlich der Verpflichtungen aus den Ausschreibungs­
bedingungen ist der Betreiber des Übertragungsnetzes verantwortlich für 
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die Inanspruchnahme der Erzeugungsanlagen in seinem Gebiet und für 
die Nutzung der Verbindungsleitungen mit den anderen Netzen, soweit er 
diese Funktion hat. 

(2) Die Einspeisung aus den Erzeugungsanlagen und die Nutzung der 
Verbindungsleitungen erfolgen auf der Grundlage von Kriterien, die die 
nationalen Regulierungsbehörden, sofern sie dazu befugt sind, genehmi­
gen, die objektiv und veröffentlicht sein sowie auf nichtdiskriminierende 
Weise angewandt werden müssen, damit ein einwandfreies Funktionie­
ren des Elektrizitätsbinnenmarkts gewährleistet wird. Bei den Kriterien 
werden der wirtschaftliche Vorrang von Elektrizität aus verfügbaren 
Erzeugungsanlagen oder aus dem Transfer aus Verbindungsleitungen 
sowie die sich für das Netz ergebenden technischen Beschränkungen 
berücksichtigt. 

(3) Ein Mitgliedstaat verpflichtet die Netzbetreiber dazu, dass sie bei 
der Inanspruchnahme von Erzeugungsanlagen auf der Grundlage erneu­
erbarer Energiequellen im Einklang mit Artikel 16 der Richtlinie 
2009/28/EG handeln. Die Mitgliedstaaten können dem Netzbetreiber 
auch zur Auflage machen, dass er bei der Inanspruchnahme von Erzeu­
gungsanlagen solchen den Vorrang gibt, die nach dem Prinzip der 
Kraft-Wärme-Kopplung arbeiten. 

(4) Ein Mitgliedstaat kann aus Gründen der Versorgungssicherheit 
anordnen, dass Elektrizität bis zu einer Menge, die 15 % der in einem 
Kalenderjahr zur Deckung des gesamten Elektrizitätsverbrauchs des 
betreffenden Mitgliedstaats notwendigen Primärenergie nicht überschrei­
tet, vorrangig aus Erzeugungsanlagen abgerufen wird, die einheimische 
Primärenergieträger als Brennstoffe einsetzen. 

(5) Die Mitgliedstaaten oder, wenn die Mitgliedstaaten dies so vor­
sehen, die Regulierungsbehörden machen den Fernleitungsnetzbetreibern 
zur Auflage, bei der Wartung und dem Ausbau des Fernleitungsnetzes 
einschließlich der Verbindungskapazitäten bestimmte Mindestanforde­
rungen einzuhalten. 

(6) Soweit sie diese Funktion haben, beschaffen sich die Übertra­
gungsnetzbetreiber die Energie, die sie zur Deckung von Energiever­
lusten und Kapazitätsreserven in ihrem Netz verwenden, nach trans­
parenten, nichtdiskriminierenden und marktorientierten Verfahren. 

(7) Die von den Übertragungsnetzbetreibern festgelegten Ausgleichs­
regelungen für das Elektrizitätsnetz müssen objektiv, transparent und 
nichtdiskriminierend sein, einschließlich der Regelungen über die von 
den Netzbenutzern für Energieungleichgewichte zu zahlenden Entgelte. 
Die Bedingungen für die Erbringung dieser Leistungen durch die Über­
tragungsnetzbetreiber einschließlich Regelungen und Tarife werden ge­
mäß einem mit Artikel 37 Absatz 6 zu vereinbarenden Verfahren in 
nichtdiskriminierender Weise und kostenorientiert festgelegt und ver­
öffentlicht. 
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Artikel 16 

Vertraulichkeitsanforderungen für Betreiber und Eigentümer von 
Übertragungsnetzen 

(1) Unbeschadet des Artikels 30 und sonstiger rechtlicher Verpflich­
tungen zur Offenlegung von Informationen wahrt jeder Betreiber eines 
Übertragungsnetzes und jeder Eigentümer eines Übertragungsnetzes die 
Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen, von denen er bei 
der Ausübung seiner Geschäftstätigkeit Kenntnis erlangt, und verhindert, 
dass Informationen über seine eigenen Tätigkeiten, die wirtschaftliche 
Vorteile bringen können, in diskriminierender Weise offen gelegt wer­
den. Insbesondere gibt er keine wirtschaftlich sensiblen Informationen 
an andere Teile des Unternehmens weiter, es sei denn, dies ist für die 
Durchführung einer Transaktion erforderlich. Zur Gewährleistung der 
vollständigen Einhaltung der Regeln zur Informationsentflechtung stel­
len die Mitgliedstaaten ferner sicher, dass der Eigentümer des Fernlei­
tungsnetzes und die übrigen Teile des Unternehmens — abgesehen von 
Einrichtungen rein administrativer Natur oder von IT-Diensten — keine 
gemeinsamen Einrichtungen wie z. B. gemeinsame Rechtsabteilungen in 
Anspruch nehmen. 

(2) Übertragungsnetzbetreiber dürfen wirtschaftlich sensible Informa­
tionen, die sie von Dritten im Zusammenhang mit der Gewährung des 
Netzzugangs oder bei Verhandlungen hierüber erhalten, beim Verkauf 
oder Erwerb von Elektrizität durch verbundene Unternehmen nicht 
missbrauchen. 

(3) Die für einen wirksamen Wettbewerb und das tatsächliche Funk­
tionieren des Marktes erforderlichen Informationen werden veröffent­
licht. Die Wahrung der Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informa­
tionen bleibt von dieser Verpflichtung unberührt. 

KAPITEL V 

UNABHÄNGIGER ÜBERTRAGUNGSNETZBETRE IBER (ITO) 

Artikel 17 

Vermögenswerte, Anlagen, Personal und Unternehmensidentität 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber müssen über alle personellen, 
technischen, materiellen und finanziellen Ressourcen verfügen, die zur 
Erfüllung ihrer Pflichten im Rahmen dieser Richtlinie und für die Ge­
schäftstätigkeit der Elektrizitätsübertragung erforderlich sind; hierfür gilt 
insbesondere Folgendes: 

a) Vermögenswerte, die für die Geschäftstätigkeit der Elektrizitätsüber­
tragung erforderlich sind, einschließlich des Übertragungsnetzes, 
müssen Eigentum des Übertragungsnetzbetreibers sein. 

b) Das Personal, das für die Geschäftstätigkeit der Elektrizitätsübertra­
gung erforderlich ist, so auch für die Erfüllung aller Aufgaben des 
Unternehmens, muss beim Übertragungsnetzbetreiber angestellt sein. 
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c) Personalleasing und Erbringung von Dienstleistungen für bzw. durch 
andere Teile des vertikal integrierten Unternehmens sind untersagt. 
Der Übertragungsnetzbetreiber darf jedoch für das vertikal integrierte 
Unternehmen Dienstleistungen erbringen, sofern dabei 

i) die Nutzer nicht diskriminiert werden, die Dienstleistungen allen 
Nutzern unter den gleichen Vertragsbedingungen zugänglich sind 
und der Wettbewerb bei der Erzeugung und Lieferung nicht ein­
geschränkt, verzerrt oder unterbunden wird und 

ii) die dafür geltenden Vertragsbedingungen von der Regulierungs­
behörde genehmigt werden. 

d) Unbeschadet der Entscheidungen des Aufsichtsorgans nach Artikel 20 
sind dem Übertragungsnetzbetreiber angemessene finanzielle Res­
sourcen für künftige Investitionsprojekte und/oder für den Ersatz 
vorhandener Vermögenswerte nach entsprechender Anforderung 
durch den Übertragungsnetzbetreiber rechtzeitig vom vertikal inte­
grierten Unternehmen bereitzustellen. 

(2) Die Geschäftstätigkeit der Elektrizitätsübertragung beinhaltet ne­
ben den in Artikel 12 aufgeführten Aufgaben mindestens die folgenden 
Tätigkeiten: 

a) Vertretung des Übertragungsnetzbetreibers und Funktion des An­
sprechpartners für Dritte und für die Regulierungsbehörden; 

b) Vertretung des Übertragungsnetzbetreibers innerhalb des Europäi­
schen Verbunds der Übertragungs- und Fernleitungsnetzbetreiber 
(nachstehend „ENTSO (Strom)“ genannt); 

c) Gewährung und Regelung des Zugangs Dritter nach dem Grundsatz 
der Nichtdiskriminierung zwischen Netzbenutzern oder Kategorien 
von Netzbenutzern. 

d) Erhebung aller übertragungsnetzbezogenen Gebühren, einschließlich 
Zugangsentgelten, Ausgleichsentgelten für Hilfsdienste wie z. B. Er­
werb von Leistungen (Ausgleichskosten, Energieverbrauch für Ver­
luste); 

e) Betrieb, Wartung und Ausbau eines sicheren, effizienten und wirt­
schaftlichen Übertragungsnetzes; 

f) Investitionsplanung zur Gewährleistung der langfristigen Fähigkeit 
des Netzes, eine angemessene Nachfrage zu decken, und der Ver­
sorgungssicherheit; 

▼B
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g) Gründung geeigneter Gemeinschaftsunternehmen, auch mit einem 
oder mehreren Übertragungsnetzbetreibern, von Strombörsen und 
anderen relevanten Akteuren, mit dem Ziel, die Schaffung von Re­
gionalmärkten zu fördern oder den Prozess der Liberalisierung zu 
erleichtern, und 

h) alle unternehmensspezifischen Einrichtungen und Leistungen, unter 
anderem Rechtsabteilung, Buchhaltung und Ist-Dienste. 

(3) Für Übertragungsnetzbetreiber gelten die in Artikel 1 der Richt­
linie 68/151/EWG des Rates genannten Rechtsformen ( 1 ). 

(4) Übertragungsnetzbetreiber müssen in Bezug auf ihre Unterneh­
mensidentität, ihre Kommunikation, ihre Markenpolitik sowie ihre Ge­
schäftsräume dafür Sorge tragen, dass eine Verwechslung mit der eige­
nen Identität des vertikal integrierten Unternehmens oder irgendeines 
Teils davon ausgeschlossen ist. 

(5) Übertragungsnetzbetreiber unterlassen die gemeinsame Nutzung 
von IT-Systemen oder -Ausrüstung, Liegenschaften und Zugangskon­
trollsystemen mit jeglichem Unternehmensteil vertikal integrierter Un­
ternehmen und gewährleisten, dass sie in Bezug auf IT-Systeme oder 
-Ausrüstung und Zugangskontrollsysteme nicht mit denselben Beratern 
und externen Auftragnehmern zusammenarbeiten. 

(6) Die Rechnungslegung von Übertragungsnetzbetreibern ist von 
anderen Wirtschaftsprüfern als denen, die die Rechnungsprüfung beim 
vertikal integrierten Unternehmen oder bei dessen Unternehmensteilen 
vornehmen, zu prüfen. 

Artikel 18 

Unabhängigkeit des Übertragungsnetzbetreibers 

(1) Unbeschadet der Entscheidungen des Aufsichtsorgans nach Arti­
kel 20 muss der Übertragungsnetzbetreiber 

a) in Bezug auf Vermögenswerte oder Ressourcen, die für den Betrieb, 
die Wartung und den Ausbau des Übertragungsnetzes erforderlich 
sind, wirksame Entscheidungsbefugnisse haben, die er unabhängig 
von dem vertikal integrierten Unternehmen ausübt, und 

b) die Befugnis haben, Geld auf dem Kapitalmarkt durch Aufnahme 
von Darlehen oder Kapitalerhöhung zu beschaffen. 

(2) Der Übertragungsnetzbetreiber stellt sicher, dass er jederzeit über 
die Mittel verfügt, die er benötigt, um das Übertragungsgeschäft ord­
nungsgemäß und effizient zu führen und um ein leistungsfähiges, siche­
res und wirtschaftliches Übertragungsnetz aufzubauen und aufrechtzuer­
halten. 

(3) Tochterunternehmen des vertikal integrierten Unternehmens, die 
die Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahrnehmen, dürfen weder 
direkt noch indirekt Anteile am Unternehmen des Übertragungsnetz­
betreibers halten. Der Übertragungsnetzbetreiber darf weder direkt 

▼B 

( 1 ) Erste Richtlinie 68/151/EWG des Rates vom 9. März 1968 zur Koordinierung 
der Schutzbestimmungen, die in den Mitgliedstaaten den Gesellschaften im 
Sinne des Artikels 58 Absatz 2 des Vertrags im Interesse der Gesellschafter 
sowie Dritter vorgeschrieben sind, um diese Bestimmungen gleichwertig zu 
gestalten (ABl. L 65 vom 14.3.1968, S. 8).
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noch indirekt Anteile an Tochterunternehmen des vertikal integrierten 
Unternehmens, die die Funktionen Erzeugung oder Versorgung wahr­
nehmen, halten und darf keine Dividenden oder andere finanzielle Zu­
wendungen von diesen Tochterunternehmen erhalten. 

(4) Die gesamte Verwaltungsstruktur und die Unternehmenssatzung 
des Übertragungsnetzbetreibers gewährleisten seine tatsächliche Un­
abhängigkeit gemäß diesem Kapitel. Das vertikal integrierte Unterneh­
men darf das Wettbewerbsverhalten des Übertragungsnetzbetreibers in 
Bezug auf dessen laufende Geschäfte und die Netzverwaltung oder in 
Bezug auf die notwendigen Tätigkeiten zur Aufstellung des zehnjäh­
rigen Netzentwicklungsplans gemäß Artikel 22 weder direkt noch indi­
rekt beeinflussen. 

(5) Übertragungsnetzbetreiber gewährleisten bei der Wahrnehmung 
ihrer Aufgaben nach Artikel 12 und Artikel 17 Absatz 2 der vorliegen­
den Richtlinie und bei der Einhaltung der Artikel 14, 15 und 16 der 
Verordnung (EG) Nr. 714/2009, dass sie weder Personen noch Körper­
schaften diskriminieren und dass sie den Wettbewerb bei der Erzeugung 
und Lieferung nicht einschränken, verzerren oder unterbinden. 

(6) Für die kommerziellen und finanziellen Beziehungen zwischen 
dem vertikal integrierten Unternehmen und dem Übertragungsnetzbetrei­
ber, einschließlich der Gewährung von Krediten durch den Übertra­
gungsnetzbetreiber an das vertikal integrierte Unternehmen, sind die 
marktüblichen Bedingungen einzuhalten. Der Übertragungsnetzbetreiber 
führt ausführliche Aufzeichnungen über diese kommerziellen und finan­
ziellen Beziehungen und stellt sie der Regulierungsbehörde auf Verlan­
gen zur Verfügung. 

(7) Der Übertragungsnetzbetreiber legt der Regulierungsbehörde 
sämtliche kommerziellen und finanziellen Vereinbarungen mit dem ver­
tikal integrierten Unternehmen zur Genehmigung vor. 

(8) Der Übertragungsnetzbetreiber meldet der Regulierungsbehörde 
die Finanzmittel gemäß Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe d, die ihm für 
künftige Investitionsprojekte und/oder für den Ersatz vorhandener Ver­
mögenswerte und Ressourcen zur Verfügung stehen. 

(9) Das vertikal integrierte Unternehmen unterlässt jede Handlung, 
die die Erfüllung der Verpflichtungen des Übertragungsnetzbetreibers 
nach diesem Kapitel behindern oder gefährden würde, und verlangt 
vom Übertragungsnetzbetreiber nicht, bei der Erfüllung dieser Ver­
pflichtungen die Zustimmung des vertikal integrierten Unternehmens 
einzuholen. 

(10) Unternehmen, denen von der Regulierungsbehörde bescheinigt 
wurde, dass sie den Anforderungen dieses Kapitels genügen, werden 

▼B
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von den betreffenden Mitgliedstaaten zugelassen und als Übertragungs­
netzbetreiber benannt. Es gilt das Zertifizierungsverfahren des Arti­
kels 10 der vorliegenden Richtlinie und des Artikels 3 der Verordnung 
(EG) Nr. 714/2009 oder des Artikels 11 der vorliegenden Richtlinie. 

Artikel 19 

Unabhängigkeit des Personals und der Unternehmensleitung des 
Übertragungsnetzbetreibers 

(1) Entscheidungen, die Ernennungen, Wiederernennungen, Beschäf­
tigungsbedingungen einschließlich Vergütung und Vertragsbeendigung 
für Personen der Unternehmensleitung und/oder Mitglieder der Verwal­
tungsorgane des Übertragungsnetzbetreibers betreffen, werden von dem 
gemäß Artikel 20 ernannten Aufsichtsorgan des Übertragungsnetzbetrei­
bers getroffen. 

(2) Die Namen und die Regelungen in Bezug auf Funktion, Vertrags­
laufzeit und -beendigung für Personen, die vom Aufsichtsorgan als Per­
sonen der obersten Unternehmensleitung und/oder Mitglieder der Ver­
waltungsorgane des Übertragungsnetzbetreibers ernannt oder wieder­
ernannt werden, und die Gründe für vorgeschlagene Entscheidungen 
zur Vertragsbeendigung sind der Regulierungsbehörde mitzuteilen. Die 
in Absatz 1 genannten Regelungen und Entscheidungen werden erst 
verbindlich, wenn die Regulierungsbehörde innerhalb von drei Wochen 
nach der Mitteilung keine Einwände erhebt. 

Die Regulierungsbehörde kann Einwände gegen die in Absatz 1 ge­
nannten Entscheidungen erheben, 

a) wenn Zweifel an der beruflichen Unabhängigkeit einer ernannten 
Person der Unternehmensleitung und/oder eines ernannten Mitglieds 
der Verwaltungsorgane bestehen oder 

b) wenn Zweifel an der Berechtigung einer vorzeitigen Vertragsbeendi­
gung bestehen. 

(3) Es dürfen in den letzten drei Jahren vor einer Ernennung von 
Führungskräften und/oder Mitglieder der Verwaltungsorgane des Über­
tragungsnetzbetreibers, die diesem Absatz unterliegen, bei dem vertikal 
integrierten Unternehmen, einem seiner Unternehmensteile oder bei an­
deren Mehrheitsanteilseignern als dem Übertragungsnetzbetreiber weder 
direkt noch indirekt berufliche Positionen bekleidet oder berufliche Auf­
gaben wahrgenommen noch Interessens- oder Geschäftsbeziehungen zu 
ihnen unterhalten werden. 

(4) Die Personen der Unternehmensleitung und/oder Mitglieder der 
Verwaltungsorgane und die Beschäftigten des Übertragungsnetzbetrei­
bers dürfen bei anderen Unternehmensteilen des vertikal integrierten 
Unternehmens oder bei deren Mehrheitsanteilseignern weder direkt 
noch indirekt berufliche Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben 
wahrnehmen oder Interessens- oder Geschäftsbeziehungen zu ihnen un­
terhalten. 

▼B
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(5) Die Personen der Unternehmensleitung und/oder Mitglieder der 
Verwaltungsorgane und die Beschäftigten des Übertragungsnetzbetrei­
bers dürfen weder direkt noch indirekt Beteiligungen an Unternehmens­
teilen des vertikal integrierten Unternehmens halten noch finanzielle 
Zuwendungen von diesen erhalten; ausgenommen hiervon sind Betei­
ligungen am und Zuwendungen vom Übertragungsnetzbetreiber. Ihre 
Vergütung darf nicht an die Tätigkeiten oder Betriebsergebnisse des 
vertikal integrierten Unternehmens, soweit sie nicht den Übertragungs­
netzbetreiber betreffen, gebunden sein. 

(6) Im Falle von Beschwerden von Personen der Unternehmenslei­
tung und/oder Mitgliedern der Verwaltungsorgane des Übertragungs­
netzbetreibers gegen vorzeitige Vertragsbeendigung ist die effektive 
Einlegung von Rechtsmitteln bei der Regulierungsbehörde zu gewähr­
leisten. 

(7) Nach Beendigung des Vertragsverhältnisses zum Übertragungs­
netzbetreiber dürfen Personen der Unternehmensleitung und/oder Mit­
gliedern der Verwaltungsorgane für mindestens vier Jahre bei anderen 
Unternehmensteilen des vertikal integrierten Unternehmens als dem 
Übertragungsnetzbetreiber oder bei deren Mehrheitsanteilseignern keine 
beruflichen Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben wahrnehmen 
oder Interessens- oder Geschäftsbeziehungen zu ihnen unterhalten. 

▼C1 
(8) Absatz 3 gilt für die Mehrheit der Angehörigen der Unterneh­
mensleitung und/oder Mitglieder der Verwaltungsorgane des Übertra­
gungsnetzbetreibers. 

▼B 
Die Angehörigen der Unternehmensleitung und/oder Mitglieder der Ver­
waltungsorgane des Übertragungsnetzbetreibers, für die Absatz 3 nicht 
gilt, dürfen in den letzten sechs Monaten vor ihrer Ernennung bei dem 
vertikal integrierten Unternehmen keine Führungstätigkeit oder andere 
einschlägige Tätigkeit ausgeübt haben. 

Unterabsatz 1 dieses Absatzes und Absätze 4 bis 7 finden Anwendung 
auf alle Personen, die der obersten Unternehmensleitung angehören, 
sowie auf die ihnen unmittelbar unterstellten Personen, die mit dem 
Betrieb, der Wartung oder der Entwicklung des Netzes befasst sind. 

Artikel 20 

Aufsichtsorgan 

(1) Der Übertragungsnetzbetreiber verfügt über ein Aufsichtsorgan, 
dessen Aufgabe es ist, Entscheidungen, die von erheblichem Einfluss 
auf den Wert der Vermögenswerte der Anteilseigner beim Übertra­
gungsnetzbetreiber sind, insbesondere Entscheidungen im Zusammen­
hang mit der Genehmigung der jährlichen und der langfristigen Finanz­
pläne, der Höhe der Verschuldung des Übertragungsnetzbetreibers und 
der Höhe der an die Anteilseigner auszuzahlenden Dividenden, zu tref­
fen. Das Aufsichtsorgan hat keine Entscheidungsbefugnis in Bezug auf 
die laufenden Geschäfte des Übertragungsnetzbetreibers und die Netz­
verwaltung und in Bezug auf die notwendigen Tätigkeiten zur Aufstel­
lung des zehnjährigen Netzentwicklungsplans gemäß Artikel 22. 

▼B
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(2) Das Aufsichtsorgan besteht aus Vertretern des vertikal integrier­
ten Unternehmens, Vertretern von dritten Anteilseignern und, sofern die 
einschlägigen Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats dies vorsehen, 
Vertretern anderer Interessengruppen wie z. B. der Beschäftigten des 
Übertragungsnetzbetreibers. 

(3) Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 1 sowie Artikel 19 Absätze 3 
bis 7 finden auf zumindest die Hälfte der Mitglieder des Aufsichts­
organs abzüglich ein Mitglied Anwendung. 

Artikel 19 Absatz 2 Unterabsatz 2 Buchstabe b findet auf alle Mit­
glieder des Aufsichtsorgans Anwendung. 

Artikel 21 

Gleichbehandlungsprogramm und Gleichbehandlungsbeauftragter 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Übertragungsnetz­
betreiber ein Gleichbehandlungsprogramm aufstellen und durchführen, 
in dem die Maßnahmen aufgeführt sind, mit denen sichergestellt wird, 
dass diskriminierende Verhaltensweisen ausgeschlossen werden und die 
Einhaltung des Programms angemessen überwacht wird. In dem Gleich­
behandlungsprogramm ist festgelegt, welche besonderen Pflichten die 
Mitarbeiter im Hinblick auf die Erreichung dieser Ziele haben. Das 
Programm bedarf der Genehmigung durch die Regulierungsbehörde. 
Die Einhaltung des Programms wird unbeschadet der Befugnisse der 
nationalen Regulierungsbehörde von einem Gleichbehandlungsbeauf­
tragten unabhängig kontrolliert. 

(2) Der Gleichbehandlungsbeauftragte wird vom Aufsichtsorgan er­
nannt und unterliegt der Bestätigung durch die Regulierungsbehörde. 
Die Regulierungsbehörde kann der Ernennung des Gleichbehandlungs­
beauftragten ihre Bestätigung nur aus Gründen mangelnder Unabhängig­
keit oder mangelnder fachlicher Eignung verweigern. Der Gleichbe­
handlungsbeauftragte kann eine natürliche oder juristische Person sein. 
Artikel 19 Absätze 2 bis 8 findet auf den Gleichbehandlungsbeauftrag­
ten Anwendung. 

(3) Die Aufgaben des Gleichbehandlungsbeauftragten sind: 

a) fortlaufende Kontrolle der Durchführung des Gleichbehandlungspro­
gramms; 

b) Erarbeitung eines Jahresberichts, in dem die Maßnahmen zur Durch­
führung des Gleichbehandlungsprogramms dargelegt werden, und 
dessen Übermittlung an die Regulierungsbehörde; 

c) Berichterstattung an das Aufsichtsorgan und Abgabe von Empfeh­
lungen zum Gleichbehandlungsprogramm und seiner Durchführung; 

d) Unterrichtung der Regulierungsbehörde über erhebliche Verstöße bei 
der Durchführung des Gleichbehandlungsprogramms und 

▼B
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e) Berichterstattung an die Regulierungsbehörde über kommerzielle und 
finanzielle Beziehungen zwischen dem vertikal integrierten Unter­
nehmen und dem Übertragungsnetzbetreiber. 

(4) Der Gleichbehandlungsbeauftragte übermittelt die vorgeschlage­
nen Entscheidungen zum Investitionsplan oder zu Einzelinvestitionen 
im Netz an die Regulierungsbehörde. Dies erfolgt spätestens dann, 
wenn die Unternehmensleitung und/oder das zuständige Verwaltungs­
organ des Übertragungsnetzbetreibers diese Unterlagen dem Aufsichts­
organ zuleiten. 

(5) Hat das vertikal integrierte Unternehmen in der Hauptversamm­
lung oder durch ein Votum der von ihm ernannten Mitglieder des Auf­
sichtsorgans die Annahme eines Beschlusses verhindert, wodurch Netz­
investitionen, die nach dem zehnjährigen Netzentwicklungsplan in den 
folgenden drei Jahren durchgeführt werden sollten, unterbunden oder 
hinausgezögert werden, so meldet der Gleichbehandlungsbeauftragte 
dies der Regulierungsbehörde, die dann gemäß Artikel 22 tätig wird. 

(6) Die Regelungen zum Mandat und zu den Beschäftigungsbedin­
gungen des Gleichbehandlungsbeauftragten, einschließlich der Dauer 
seines Mandats, bedürfen der Genehmigung durch die Regulierungs­
behörde. Diese Regelungen müssen die Unabhängigkeit des Gleichbe­
handlungsbeauftragten gewährleisten und entsprechend sicherstellen, 
dass ihm die zur Erfüllung seiner Aufgaben erforderlichen Ressourcen 
zur Verfügung stehen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte darf während 
der Laufzeit seines Mandats bei Unternehmensteilen des vertikal inte­
grierten Unternehmens oder deren Mehrheitsanteilseignern weder direkt 
noch indirekt berufliche Positionen bekleiden oder berufliche Aufgaben 
wahrnehmen oder Interessensbeziehungen zu ihnen unterhalten. 

(7) Der Gleichbehandlungsbeauftragte erstattet der Regulierungs­
behörde regelmäßig mündlich oder schriftlich Bericht und ist befugt, 
dem Aufsichtsorgan des Übertragungsnetzbetreibers regelmäßig münd­
lich oder schriftlich Bericht zu erstatten. 

(8) Der Gleichbehandlungsbeauftragte ist berechtigt, an allen Sitzun­
gen der Unternehmensleitung oder der Verwaltungsorgane des Übertra­
gungsnetzbetreibers sowie des Aufsichtsorgans und der Hauptversamm­
lung teilzunehmen. Der Gleichbehandlungsbeauftragte nimmt an allen 
Sitzungen teil, in denen folgende Fragen behandelt werden: 

a) Netzzugangsbedingungen nach Maßgabe der Verordnung (EG) 
Nr. 714/2009, insbesondere Tarife, Leistungen im Zusammenhang 
mit dem Zugang Dritter, Kapazitätsvergabe und Engpassmanage­
ment, Transparenz, Ausgleich und Sekundärmärkte; 

▼B
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b) Projekte für den Betrieb, die Wartung und den Ausbau des Über­
tragungsnetzes, einschließlich der Investitionen für den Netz­
anschluss und -verbund; 

c) Verkauf oder Erwerb von Elektrizität für den Betrieb des Übertra­
gungsnetzes. 

(9) Der Gleichbehandlungsbeauftragte kontrolliert die Einhaltung des 
Artikels 16 durch den Übertragungsnetzbetreiber. 

(10) Der Gleichbehandlungsbeauftragte hat Zugang zu allen einschlä­
gigen Daten und zu den Geschäftsräumen des Übertragungsnetzbetrei­
bers sowie zu allen Informationen, die er zur Erfüllung seiner Aufgaben 
benötigt. 

(11) Nach vorheriger Zustimmung der Regulierungsbehörde kann das 
Aufsichtsorgan den Gleichbehandlungsbeauftragten abberufen. Die Ab­
berufung erfolgt auf Verlangen der Regulierungsbehörde aus Gründen 
mangelnder Unabhängigkeit oder mangelnder fachlicher Eignung. 

(12) Der Gleichbehandlungsbeauftragte erhält ohne Vorankündigung 
Zugang zu den Geschäftsräumen des Übertragungsnetzbetreibers. 

Artikel 22 

Netzausbau und Befugnis zum Erlass von Investitionsentscheidun­
gen 

(1) Die Übertragungsnetzbetreiber legen der Regulierungsbehörde je­
des Jahr nach Konsultation aller einschlägigen Interessenträger einen 
zehnjährigen Netzentwicklungsplan vor, der sich auf die derzeitige 
Lage und die Prognosen im Bereich von Angebot und Nachfrage stützt. 
Dieser Netzentwicklungsplan enthält wirksame Maßnahmen zur Ge­
währleistung der Angemessenheit des Netzes und der Versorgungs­
sicherheit. 

(2) Zweck des zehnjährigen Netzentwicklungsplans ist es insbeson­
dere, 

a) den Marktteilnehmern Angaben darüber zu liefern, welche wichtigen 
Übertragungsinfrastrukturen in den nächsten zehn Jahren errichtet 
oder ausgebaut werden müssen, 

b) alle bereits beschlossenen Investitionen aufzulisten und die neuen 
Investitionen zu bestimmen, die in den nächsten drei Jahren durch­
geführt werden müssen, und 

c) einen Zeitplan für alle Investitionsprojekte vorzugeben. 

▼B
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(3) Bei der Erarbeitung des zehnjährigen Netzentwicklungsplans legt 
der Übertragungsnetzbetreiber angemessene Annahmen über die Ent­
wicklung der Erzeugung, der Versorgung, des Verbrauchs und des 
Stromaustauschs mit anderen Ländern unter Berücksichtigung der In­
vestitionspläne für regionale und gemeinschaftsweite Netze zugrunde. 

(4) Die Regulierungsbehörde führt offene und transparente Konsulta­
tionen zum zehnjährigen Netzentwicklungsplan mit allen tatsächlichen 
und potenziellen Netzbenutzern durch. Personen und Unternehmen, die 
den Status potenzieller Netzbenutzer beanspruchen, können dazu ver­
pflichtet werden, diesen Anspruch zu belegen. Die Regulierungsbehörde 
veröffentlicht das Ergebnis der Konsultationen und verweist dabei ins­
besondere auf etwaigen Investitionsbedarf. 

(5) Die Regulierungsbehörde prüft, ob der zehnjährige Netzentwick­
lungsplan den gesamten im Zuge der Konsultationen ermittelten Inves­
titionsbedarf erfasst und ob die Kohärenz mit dem gemeinschaftsweit 
geltenden nicht bindenden zehnjährigen Netzentwicklungsplan (gemein­
schaftsweiter Netzentwicklungsplan) gemäß Artikel 8 Absatz 3 Buch­
stabe b der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 gewahrt ist. Bestehen Zwei­
fel an der Kohärenz mit dem gemeinschaftsweit geltenden Netzentwick­
lungsplan, so konsultiert die Regulierungsbehörde die Agentur. Die Re­
gulierungsbehörde kann vom Übertragungsnetzbetreiber die Änderung 
seines zehnjährigen Netzentwicklungsplans verlangen. 

(6) Die Regulierungsbehörde überwacht und evaluiert die Durchfüh­
rung des zehnjährigen Netzentwicklungsplans. 

(7) Hat der Übertragungsnetzbetreiber aus anderen als zwingenden, 
von ihm nicht zu beeinflussenden Gründen eine Investition, die nach 
dem 10-jährigen Netzentwicklungsplan in den folgenden drei Jahren 
durchgeführt werden musste, nicht durchgeführt, so stellen die Mitglied­
staaten sicher, dass die Regulierungsbehörde verpflichtet ist, mindestens 
eine der folgenden Maßnahmen zu ergreifen, um die Durchführung der 
betreffenden Investition zu gewährleisten, sofern die Investition unter 
Zugrundelegung des jüngsten zehnjährigen Netzentwicklungsplans noch 
relevant ist: 

a) Sie fordert den Übertragungsnetzbetreiber zur Durchführung der 
betreffenden Investition auf, 

b) sie leitet ein Ausschreibungsverfahren zur Durchführung der betref­
fenden Investition ein, das allen Investoren offen steht, oder 

c) sie verpflichtet den Übertragungsnetzbetreiber, einer Kapitalerhöhung 
im Hinblick auf die Finanzierung der notwendigen Investitionen zu­
zustimmen und unabhängigen Investoren eine Kapitalbeteiligung zu 
ermöglichen. 

Macht die Regulierungsbehörde von ihren Befugnissen gemäß dem ers­
ten Unterabsatz Buchstabe b Gebrauch, so kann sie den Übertragungs­
netzbetreiber dazu verpflichten, eine oder mehrere der folgenden Maß­
nahmen zu akzeptieren: 

▼B
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a) Finanzierung durch Dritte, 

b) Errichtung durch Dritte, 

c) Errichtung der betreffenden neuen Anlagen durch diesen selbst, 

d) Betrieb der betreffenden neuen Anlagen durch diesen selbst. 

Der Übertragungsnetzbetreiber stellt den Investoren alle erforderlichen 
Unterlagen für die Durchführung der Investition zur Verfügung, stellt 
den Anschluss der neuen Anlagen an das Übertragungsnetz her und 
unternimmt alles, um die Durchführung des Investitionsprojekts zu er­
leichtern. 

Die einschlägigen Finanzierungsvereinbarungen bedürfen der Genehmi­
gung durch die Regulierungsbehörde. 

(8) Macht die Regulierungsbehörde von ihren Befugnissen gemäß 
Absatz 7 Unterabsatz 1 Gebrauch, so werden die Kosten der betreffen­
den Investitionen durch die einschlägigen Tarifregelungen gedeckt. 

Artikel 23 

Entscheidungsbefugnisse bezüglich des Anschlusses neuer Kraft­
werke an das Übertragungsnetz 

(1) Der Übertragungsnetzbetreiber entwickelt und veröffentlicht 
transparente und effiziente Verfahren für einen nichtdiskriminierenden 
Anschluss neuer Kraftwerke in das Übertragungsnetz. Diese Verfahren 
bedürfen der Genehmigung durch die nationalen Regulierungsbehörden. 

(2) Der Übertragungsnetzbetreiber hat nicht das Recht, den An­
schluss eines neuen Kraftwerks unter Berufung auf mögliche künftige 
Einschränkungen der verfügbaren Netzkapazitäten, z. B. Engpässe in 
entlegenen Teilen des Übertragungsnetzes, abzulehnen. Der Übertra­
gungsnetzbetreiber stellt die erforderlichen Unterlagen zur Verfügung. 

(3) Der Übertragungsnetzbetreiber hat nicht das Recht, die Einrich­
tung eines neuen Anschlusspunktes mit der Begründung abzulehnen, 
dass hierdurch zusätzliche Kosten im Zusammenhang mit der notwen­
digen Kapazitätserhöhung für die in unmittelbarer Nähe des Anschluss­
punktes befindlichen Netzteile entstehen würden. 

▼B
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KAPITEL VI 

BETRIEB DES VERTEILERNETZES 

Artikel 24 

Benennung von Verteilernetzbetreibern 

Die Mitgliedstaaten oder von diesen dazu aufgeforderte Unternehmen, 
die Eigentümer von Verteilernetzen sind oder die für sie verantwortlich 
sind, benennen für einen Zeitraum, den die Mitgliedstaaten unter Effi­
zienzerwägungen und unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Ver­
hältnisse festlegen, einen oder mehrere Verteilernetzbetreiber. Die Mit­
gliedstaaten gewährleisten, dass die Verteilernetzbetreiber die Artikel 25, 
26 und 27 einhalten. 

Artikel 25 

Aufgaben der Verteilernetzbetreiber 

(1) Der Verteilernetzbetreiber trägt die Verantwortung dafür, auf 
lange Sicht die Fähigkeit des Netzes sicherzustellen, eine angemessene 
Nachfrage nach Verteilung von Elektrizität zu befriedigen und in seinem 
Gebiet unter wirtschaftlichen Bedingungen ein sicheres, zuverlässiges 
und effizientes Elektrizitätsverteilernetz unter gebührender Beachtung 
des Umweltschutzes und der Energieeffizienz zu betreiben, zu warten 
und auszubauen. 

(2) Der Verteilernetzbetreiber unterlässt jegliche Diskriminierung von 
Netzbenutzern oder Kategorien von Netzbenutzern, insbesondere zum 
Vorteil der mit ihm verbundenen Unternehmen. 

(3) Der Verteilernetzbetreiber stellt den Netzbenutzern die Informa­
tionen bereit, die sie für einen effizienten Netzzugang, einschließlich 
einer effizienten Nutzung des Netzes, benötigen. 

(4) Ein Mitgliedstaat kann dem Verteilernetzbetreiber zur Auflage 
machen, dass er bei der Inanspruchnahme von Erzeugungsanlagen sol­
chen den Vorrang gibt, in denen erneuerbare Energieträger oder Abfälle 
eingesetzt werden oder die nach dem Prinzip der Kraft-Wärme-Kopp­
lung arbeiten. 

(5) Soweit er diese Funktion hat, beschafft sich jeder Verteilernetz­
betreiber die Energie, die er zur Deckung von Energieverlusten und 
Kapazitätsreserven in seinem Netz verwendet, nach transparenten, nicht­
diskriminierenden und marktorientierten Verfahren. Durch diese Anfor­
derung wird die Nutzung von Elektrizität, die auf der Grundlage von 
vor dem 1. Januar 2002 geschlossenen Verträgen erworben wurde, nicht 
berührt. 

(6) Sofern einem Verteilernetzbetreiber der Ausgleich des Verteilernet­
zes obliegt, müssen die von ihm zu diesem Zweck festgelegten Regelungen 
objektiv, transparent und nichtdiskriminierend sein, einschließlich der Re­
gelungen über die von den Netzbenutzern für Energieungleichgewichte zu 
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zahlenden Entgelte. Die Bedingungen für die Erbringung dieser Leistungen 
durch die Verteilernetzbetreiber einschließlich Regelungen und Tarife wer­
den gemäß einem mit Artikel 37 Absatz 6 zu vereinbarenden Verfahren 
nichtdiskriminierend und kostenorientiert festgelegt und veröffentlicht. 

(7) Bei der Planung des Verteilernetzausbaus berücksichtigt der Ver­
teilernetzbetreiber Energieeffizienz-/Nachfragesteuerungsmaßnahmen 
oder dezentrale Erzeugungsanlagen, durch die sich die Notwendigkeit 
einer Nachrüstung oder eines Kapazitätsersatzes erübrigen könnte. 

Artikel 26 

Entflechtung von Verteilernetzbetreibern 

(1) Gehört der Verteilernetzbetreiber zu einem vertikal integrierten 
Unternehmen, so muss er zumindest hinsichtlich seiner Rechtsform, 
Organisation und Entscheidungsgewalt unabhängig von den übrigen 
Tätigkeitsbereichen sein, die nicht mit der Verteilung zusammenhängen. 
Diese Bestimmungen begründen keine Verpflichtung, eine Trennung in 
Bezug auf das Eigentum des vertikal integrierten Unternehmens an Ver­
mögenswerten des Verteilernetzes vorzunehmen. 

(2) Gehört der Verteilernetzbetreiber zu einem vertikal integrierten 
Unternehmen, so muss er zusätzlich zu den Anforderungen des Absat­
zes 1 hinsichtlich seiner Organisation und Entscheidungsgewalt un­
abhängig von den übrigen Tätigkeitsbereichen sein, die nicht mit der 
Verteilung zusammenhängen. Um dies zu erreichen, sind die folgenden 
Mindestkriterien anzuwenden: 

a) In einem integrierten Elektrizitätsunternehmen dürfen die für die 
Leitung des Verteilernetzbetreibers zuständigen Personen nicht be­
trieblichen Einrichtungen des integrierten Elektrizitätsunternehmens 
angehören, die direkt oder indirekt für den laufenden Betrieb in den 
Bereichen Elektrizitätserzeugung, -übertragung und -versorgung zu­
ständig sind. 

b) Es sind geeignete Maßnahmen zu treffen, damit die berufsbedingten 
Interessen der für die Leitung des Verteilernetzbetreibers zuständigen 
Personen so berücksichtigt werden, dass ihre Handlungsunabhängig­
keit gewährleistet ist. 

c) Der Verteilernetzbetreiber hat in Bezug auf Vermögenswerte, die für 
den Betrieb, die Wartung oder den Ausbau des Netzes erforderlich 
sind, tatsächliche Entscheidungsbefugnisse, die er unabhängig von 
dem integrierten Elektrizitätsunternehmen ausübt. Um diese Auf­
gaben erfüllen zu können, muss der Verteilernetzbetreiber über die 
erforderlichen Ressourcen, einschließlich personeller, technischer, 
materieller und finanzieller Ressourcen, verfügen. Dies sollte geeig­
neten Koordinierungsmechanismen nicht entgegenstehen, mit denen 
sichergestellt wird, dass die wirtschaftlichen Befugnisse des Mutter­
unternehmens und seine Aufsichtsrechte über das Management 
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im Hinblick auf die — gemäß Artikel 37 Absatz 6 indirekt geregelte 
— Rentabilität eines Tochterunternehmens geschützt werden. Dies 
ermöglicht es dem Mutterunternehmen insbesondere, den jährlichen 
Finanzplan oder ein gleichwertiges Instrument des Verteilernetz­
betreibers zu genehmigen und generelle Grenzen für die Verschul­
dung seines Tochterunternehmens festzulegen. Dies erlaubt es dem 
Mutterunternehmen nicht, Weisungen bezüglich des laufenden Be­
triebs oder einzelner Entscheidungen über den Bau oder die Moder­
nisierung von Verteilerleitungen zu erteilen, die über den Rahmen 
des genehmigten Finanzplans oder eines gleichwertigen Instruments 
nicht hinausgehen, und 

d) der Verteilernetzbetreiber stellt ein Gleichbehandlungsprogramm auf, 
aus dem hervorgeht, welche Maßnahmen zum Ausschluss diskrimi­
nierenden Verhaltens getroffen werden, und gewährleistet die aus­
reichende Beobachtung der Einhaltung dieses Programms. In dem 
Programm ist festgelegt, welche besonderen Pflichten die Mitarbeiter 
im Hinblick auf die Erreichung dieses Ziels haben. Die für die Be­
obachtung des Gleichbehandlungsprogramms zuständige Person oder 
Stelle — der Gleichbehandlungsbeauftragte des Verteilernetzbetrei­
bers — legt der in Artikel 35 Absatz 1 genannten Regulierungs­
behörde jährlich einen Bericht über die getroffenen Maßnahmen 
vor, der veröffentlicht wird. Der Gleichbehandlungsbeauftragte des 
Verteilernetzbetreibers ist völlig unabhängig und hat Zugang zu allen 
Informationen, über die der Verteilernetzbetreiber und etwaige ver­
bundene Unternehmen verfügen und die der Gleichbehandlungs­
beauftragte benötigt, um seine Aufgabe zu erfüllen. 

(3) Ist der Verteilernetzbetreiber Teil eines vertikal integrierten Un­
ternehmens, stellen die Mitgliedstaaten sicher, dass die Tätigkeiten des 
Verteilernetzbetreibers von den Regulierungsbehörden oder sonstigen 
zuständigen Stellen beobachtet werden, so dass er diesen Umstand nicht 
zur Verzerrung des Wettbewerbs nutzen kann. Insbesondere müssen 
vertikal integrierte Verteilernetzbetreiber in ihren Kommunikationsakti­
vitäten und ihrer Markenpolitik dafür Sorge tragen, dass eine Verwechs­
lung in Bezug auf die eigene Identität der Versorgungssparte des ver­
tikal integrierten Unternehmens ausgeschlossen ist. 

(4) Die Mitgliedstaaten können beschließen, die Absätze 1, 2 und 3 
nicht auf integrierte Elektrizitätsunternehmen anzuwenden, die weniger 
als 100 000 angeschlossene Kunden oder kleine isolierte Netze belie­
fern. 

Artikel 27 

Vertraulichkeitsanforderungen für Verteilernetzbetreiber 

Unbeschadet des Artikels 30 oder sonstiger gesetzlicher Verpflichtungen 
zur Offenlegung von Informationen wahrt der Verteilernetzbetreiber die 
Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen, von denen er bei 
der Ausübung seiner Geschäftstätigkeit Kenntnis erlangt, und verhindert, 
dass Informationen über seine eigenen Tätigkeiten, die wirtschaftliche 
Vorteile bringen können, in diskriminierender Weise offen gelegt wer­
den. 

▼B
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Artikel 28 

Geschlossene Verteilernetze 

(1) Die Mitgliedstaaten können veranlassen, dass ein Netz, mit dem 
in einem geographisch begrenzten Industrie- oder Gewerbegebiet oder 
Gebiet, in dem Leistungen gemeinsam genutzt werden, Strom verteilt 
wird, wobei — unbeschadet des Absatzes 4 — keine Haushaltskunden 
versorgt werden, von den nationalen Regulierungsbehörden oder sons­
tigen zuständigen Behörden als geschlossenes Netz eingestuft wird, 
wenn 

a) die Tätigkeiten oder Produktionsverfahren der Benutzer dieses Net­
zes aus konkreten technischen oder sicherheitstechnischen Gründen 
verknüpft sind, oder 

b) mit dem Netz in erster Linie Strom an den Netzeigentümer oder 
-betreiber oder an mit diesen verbundene Unternehmen verteilt wird. 

(2) Die Mitgliedstaaten können veranlassen, dass der Betreiber eines 
geschlossenen Verteilernetzes von den nationalen Regulierungsbehörden 
freigestellt wird von 

a) den nach Artikel 25 Absatz 5 geltenden Verpflichtungen zur Be­
schaffung der Energie zur Deckung von Energieverlusten und Ka­
pazitätsreserven im Netz nach transparenten, nichtdiskriminierenden 
und marktorientierten Verfahren, 

b) der nach Artikel 32 Absatz 1 geltenden Verpflichtung zur Genehmi­
gung von Tarifen oder der Methoden zu ihrer Berechnung vor deren 
Inkrafttreten gemäß Artikel 37. 

(3) Wird eine Befreiung nach Absatz 2 gewährt, werden die gelten­
den Tarife oder die Methoden zu ihrer Berechnung auf Verlangen eines 
Benutzers des geschlossenen Verteilernetzes gemäß Artikel 37 überprüft 
und genehmigt. 

(4) Die gelegentliche Nutzung des Verteilernetzes durch eine geringe 
Anzahl von Haushalten, deren Personen ein Beschäftigungsverhältnis 
oder vergleichbare Beziehungen zum Eigentümer des Verteilernetzes 
unterhalten und die sich in dem durch ein geschlossenes Verteilernetz 
versorgten Gebiet befinden, steht der Gewährung der Freistellung gemäß 
Absatz 2 nicht entgegen. 

▼B



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 40 

Artikel 29 

Kombinationsnetzbetreiber 

Artikel 26 Absatz 1 steht dem gemeinsamen Betrieb des Übertragungs- 
und Verteilernetzes durch einen Netzbetreiber nicht entgegen, sofern 
dieser Netzbetreiber den Artikel 9 Absatz 1 oder die Artikel 13 und 14 
sowie die Bestimmungen des Kapitels V einhält oder in den Anwen­
dungsbereich des Artikels 44 Absatz 2 fällt. 

KAPITEL VII 

ENTFLECHTUNG UND TRANSPARENZ DER RECHNUNGSLEGUNG 

Artikel 30 

Recht auf Einsichtnahme in die Rechnungslegung 

(1) Die Mitgliedstaaten oder jede von ihnen benannte zuständige 
Behörde, einschließlich der in Artikel 35 genannten Regulierungsbehör­
den, haben, soweit dies zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich 
ist, das Recht auf Einsichtnahme in die in Artikel 31 genannte Rech­
nungslegung der Elektrizitätsunternehmen. 

(2) Die Mitgliedstaaten und die von ihnen benannten zuständigen 
Behörden, einschließlich der Regulierungsbehörden, wahren die Ver­
traulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen. Die Mitgliedstaaten 
können die Offenlegung derartiger Informationen vorsehen, wenn dies 
zur Wahrnehmung der Aufgaben der zuständigen Behörden erforderlich 
ist. 

Artikel 31 

Entflechtung der Rechnungslegung 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, um 
sicherzustellen, dass die Rechnungslegung der Elektrizitätsunternehmen 
gemäß den Absätzen 2 und 3 erfolgt. 

(2) Ungeachtet ihrer Eigentumsverhältnisse oder ihrer Rechtsform er­
stellen und veröffentlichen die Elektrizitätsunternehmen ihre Jahres­
abschlüsse und lassen diese überprüfen, und zwar gemäß den nationalen 
Rechtsvorschriften über die Jahresabschlüsse von Gesellschaften, die im 
Rahmen der Vierten Richtlinie 78/660/EWG des Rates vom 25. Juli 
1978 aufgrund von Artikel 44 Absatz 2 Buchstabe g ( 1 ) des Vertrags 
über den Jahresabschluss von Gesellschaften bestimmter Rechtsformen 
erlassen worden sind ( 2 ). 

Unternehmen, die zur Veröffentlichung ihrer Jahresabschlüsse gesetzlich 
nicht verpflichtet sind, halten in ihrer Hauptverwaltung eine Ausfer­
tigung des Jahresabschlusses zur öffentlichen Einsichtnahme bereit. 

(3) Zur Vermeidung von Diskriminierung, Quersubventionen und 
Wettbewerbsverzerrungen führen Elektrizitätsunternehmen in ihrer inter­
nen Rechnungslegung jeweils getrennte Konten für ihre Übertragungs- 
und Verteilungstätigkeiten in derselben Weise, wie sie dies tun müssten, 
wenn die betreffenden Tätigkeiten von separaten Unternehmen aus­
geführt würden. Sie führen auch Konten für andere, nicht mit den 

▼B 

( 1 ) Der Titel der Richtlinie 78/660/EWG wurde angepasst, um der gemäß Ar­
tikel 12 des Vertrags von Amsterdam vorgenommenen Umnummerierung des 
Vertrags zur Gründung der Europäischen Gemeinschaft Rechnung zu tragen; 
die ursprüngliche Bezugnahme betraf Artikel 54 Absatz 3 Buchstabe g. 

( 2 ) ABl. L 222 vom 14.8.1978, S. 11.



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 41 

Bereichen Übertragung und Verteilung zusammenhängende elektrizitäts­
wirtschaftliche Tätigkeiten, wobei diese Konten konsolidiert sein kön­
nen. Bis zum 1. Juli 2007 führen sie jeweils getrennte Konten für die 
Versorgung zugelassener und nicht zugelassener Kunden. Einnahmen 
aus dem Eigentum am Übertragungs- oder Verteilernetz weisen sie in 
den Konten gesondert aus. Gegebenenfalls führen sie konsolidierte Kon­
ten für ihre Aktivitäten außerhalb des Elektrizitätsbereichs. Diese interne 
Rechnungslegung schließt für jede Tätigkeit eine Bilanz sowie eine 
Gewinn- und Verlustrechnung ein. 

(4) Bei der Überprüfung gemäß Absatz 2 wird insbesondere unter­
sucht, ob die Verpflichtung zur Vermeidung von Diskriminierung und 
Quersubventionen gemäß Absatz 3 eingehalten wird. 

KAPITEL VIII 

ORGANISATION DES NETZZUGANGS 

Artikel 32 

Zugang Dritter 

(1) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Einführung eines Systems 
für den Zugang Dritter zu den Übertragungs- und Verteilernetzen auf 
der Grundlage veröffentlichter Tarife; die Zugangsregelung gilt für alle 
zugelassenen Kunden und wird nach objektiven Kriterien und ohne 
Diskriminierung zwischen den Netzbenutzern angewandt. Die Mitglied­
staaten stellen sicher, dass diese Tarife oder die Methoden zu ihrer 
Berechnung vor deren Inkrafttreten gemäß Artikel 37 genehmigt werden 
und dass die Tarife und — soweit nur die Methoden einer Genehmi­
gung unterliegen — die Methoden vor ihrem Inkrafttreten veröffentlicht 
werden. 

(2) Der Übertragungs- oder Verteilernetzbetreiber kann den Netz­
zugang verweigern, wenn er nicht über die nötige Kapazität verfügt. 
Die Verweigerung ist hinreichend substanziiert zu begründen, insbeson­
dere unter Berücksichtigung des Artikels 3, und muss auf objektiven 
und technisch und wirtschaftlich begründeten Kriterien beruhen. Die 
Mitgliedstaaten oder, wenn die Mitgliedstaaten dies vorsehen, die Re­
gulierungsbehörden gewährleisten, dass diese Kriterien einheitlich An­
wendung finden und die Netzbenutzer, denen der Netzzugang verwei­
gert wurde, ein Streitbeilegungsverfahren in Anspruch nehmen können. 
Die nationalen Regulierungsbehörden stellen ferner gegebenenfalls si­
cher, dass der Übertragungs- bzw. Verteilernetzbetreiber bei einer Ver­
weigerung des Netzzugangs aussagekräftige Informationen darüber be­
reitstellt, welche Maßnahmen zur Verstärkung des Netzes erforderlich 
wären. Der um solche Informationen ersuchenden Partei kann eine an­
gemessene Gebühr in Rechnung gestellt werden, die die Kosten für die 
Bereitstellung dieser Informationen widerspiegelt. 

Artikel 33 

Marktöffnung und Gegenseitigkeit 

(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass folgende Kunden zugelas­
sene Kunden sind: 

a) bis zum 1. Juli 2004 alle zugelassenen Kunden entsprechend Arti­
kel 19 Absätze 1 bis 3 der Richtlinie 96/92/EG. Die Mitgliedstaaten 
veröffentlichen bis zum 31. Januar jedes Jahres die Kriterien für die 
Definition dieser zugelassenen Kunden; 
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b) ab dem 1. Juli 2004 alle Nichthaushaltskunden; 

c) ab dem 1. Juli 2007 alle Kunden. 

(2) Ungleichgewichte bei der Öffnung der Elektrizitätsmärkte werden 
wie folgt vermieden: 

a) Elektrizitätslieferverträge mit einem zugelassenen Kunden aus dem 
Netz eines anderen Mitgliedstaats dürfen nicht untersagt werden, 
wenn der Kunde in beiden betreffenden Netzen als zugelassener 
Kunde betrachtet wird, und 

b) wenn Geschäfte nach Buchstabe a mit der Begründung abgelehnt 
werden, dass der Kunde nur in einem der beiden Netze als zugelas­
sener Kunde gilt, kann die Kommission auf Antrag des Mitglied­
staats, in dem der zugelassene Kunde ansässig ist, unter Berücksich­
tigung der Marktlage und des gemeinsamen Interesses der ablehnen­
den Partei auferlegen, die gewünschten Lieferungen auszuführen. 

Artikel 34 

Direktleitungen 

(1) Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maßnahmen, damit 

a) alle Elektrizitätserzeuger und alle Elektrizitätsversorgungsunterneh­
men, die in ihrem Hoheitsgebiet ansässig sind, ihre eigenen Betriebs­
stätten, Tochterunternehmen und zugelassenen Kunden über eine 
Direktleitung versorgen können; und 

b) alle zugelassenen Kunden in ihrem Hoheitsgebiet von einem Erzeu­
ger- und einem Versorgungsunternehmen über eine Direktleitung 
versorgt werden können. 

(2) Die Mitgliedstaaten legen die Kriterien für die Erteilung von 
Genehmigungen für den Bau von Direktleitungen in ihrem Hoheits­
gebiet fest. Diese Kriterien müssen objektiv und nichtdiskriminierend 
sein. 

(3) Die Möglichkeit der Elektrizitätsversorgung über eine Direktlei­
tung gemäß Absatz 1 des vorliegenden Artikels berührt nicht die Mög­
lichkeit, Elektrizitätslieferverträge gemäß Artikel 32 zu schließen. 

(4) Die Mitgliedstaaten können die Genehmigung zur Errichtung ei­
ner Direktleitung entweder von der Verweigerung des Netzzugangs auf 
der Grundlage — soweit anwendbar — des Artikels 32 oder von der 
Einleitung eines Streitbeilegungsverfahrens gemäß Artikel 37 abhängig 
machen. 

(5) Die Mitgliedstaaten können die Genehmigung zur Errichtung ei­
ner Direktleitung verweigern, wenn die Erteilung einer solchen Geneh­
migung den Bestimmungen des Artikels 3 zuwiderlaufen würde. Die 
Verweigerung ist hinreichend substanziert zu begründen. 

▼B
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KAPITEL IX 

NATIONALE REGULIERUNGSBEHÖRDEN 

Artikel 35 

Benennung und Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden 

(1) Jeder Mitgliedstaat benennt auf nationaler Ebene eine einzige 
nationale Regulierungsbehörde. 

(2) Absatz 1 des vorliegenden Artikels lässt die Benennung anderer 
Regulierungsbehörden auf regionaler Ebene in einigen Mitgliedstaaten 
unberührt, sofern es für die Vertretung und als Ansprechpartner auf 
Gemeinschaftsebene innerhalb des Regulierungsrates der Agentur ge­
mäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr.713/2009 nur einen 
einzigen ranghohen Vertreter gibt. 

(3) Abweichend von Absatz 1 des vorliegenden Artikels kann ein 
Mitgliedstaat Regulierungsbehörden für kleine Netze in einem geogra­
phisch eigenständigen Region benennen, deren Verbrauch im Jahr 2008 
weniger als 3 % des gesamten Verbrauchs des Mitgliedstaats, zu dem 
sie gehört, betragen hat. Diese Ausnahmeregelung lässt die Benennung 
eines einzigen ranghohen Vertreters für die Vertretung und als An­
sprechpartner auf Gemeinschaftsebene innerhalb des Regulierungsrates 
der Agentur gemäß Artikel 14 Absatz 1 der Verordnung (EG) 
Nr. 713/2009 unberührt. 

(4) Die Mitgliedstaaten gewährleisten die Unabhängigkeit der Regu­
lierungsbehörde und gewährleisten, dass diese ihre Befugnisse unpartei­
isch und transparent ausübt. Hierzu stellen die Mitgliedstaaten sicher, 
dass die Regulierungsbehörde bei der Wahrnehmung der ihr durch diese 
Richtlinie und zugehörige Rechtsvorschriften übertragenen Regulie­
rungsaufgaben 

a) rechtlich getrennt und funktional unabhängig von anderen öffent­
lichen und privaten Einrichtungen ist, 

b) und sicherstellt, dass ihr Personal und ihr Management 

i) unabhängig von Marktinteressen handelt und 

ii) bei der Wahrnehmung der Regulierungsaufgaben keine direkten 
Weisungen von Regierungsstellen oder anderen öffentlichen oder 
privaten Einrichtungen einholt oder entgegennimmt. Eine etwaige 
enge Zusammenarbeit mit anderen zuständigen nationalen Behör­
den oder allgemeine politische Leitlinien der Regierung, die nicht 
mit den Regulierungsaufgaben und -befugnissen gemäß Artikel 37 
im Zusammenhang stehen, bleiben hiervon unberührt. 

(5) Zur Wahrung der Unabhängigkeit der Regulierungsbehörde stel­
len die Mitgliedstaaten insbesondere sicher, 
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a) dass die Regulierungsbehörde unabhängig von allen politischen Stel­
len selbständige Entscheidungen treffen kann und ihr jedes Jahr 
separate Haushaltsmittel zugewiesen werden, sodass sie den zuge­
wiesenen Haushalt eigenverantwortlich ausführen kann und über eine 
für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben angemessene personelle und 
finanzielle Ressourcenausstattung verfügt; und 

b) dass die Mitglieder des Leitungsgremiums der Regulierungsbehörde 
oder, falls kein solches Gremium vorhanden ist, die Mitglieder des 
leitenden Managements der Regulierungsbehörde für eine Amtszeit 
von fünf bis sieben Jahren ernannt werden, die einmal verlängert 
werden kann. 

Was Buchstabe b Unterabsatz 1 betrifft, stellen die Mitgliedstaaten si­
cher, dass für das Leitungsgremium oder das leitende Management ein 
geeignetes Rotationsverfahren besteht. Die Mitglieder des Leitungsgre­
miums der Regulierungsbehörde oder, falls kein solches Gremium vor­
handen ist, die Mitglieder des leitenden Managements können während 
ihrer Amtszeit nur dann des Amtes enthoben werden, wenn sie nicht 
mehr die in diesem Artikel genannten Bedingungen erfüllen oder wenn 
sie sich eines Fehlverhaltens nach nationalem Recht schuldig gemacht 
haben. 

Artikel 36 

Allgemeine Ziele der Regulierungsbehörde 

Bei der Wahrnehmung der in dieser Richtlinie genannten Regulierungs­
aufgaben trifft die Regulierungsbehörde alle angemessenen Maßnahmen 
zur Erreichung folgender Ziele im Rahmen ihrer Aufgaben und Befug­
nisse gemäß Artikel 37, gegebenenfalls in engem Benehmen mit ande­
ren einschlägigen nationalen Behörden, einschließlich der Wettbewerbs­
behörden, und unbeschadet deren Zuständigkeiten: 

a) Förderung — in enger Zusammenarbeit mit der Agentur, den Regu­
lierungsbehörden der Mitgliedstaaten und der Kommission — eines 
wettbewerbsbestimmten, sicheren und ökologisch nachhaltigen Elek­
trizitätsbinnenmarktes in der Gemeinschaft und effektive Öffnung 
des Marktes für alle Kunden und Lieferanten in der Gemeinschaft, 
sowie Gewährleistung geeigneter Bedingungen, damit Elektrizitäts­
netze unter Berücksichtigung der langfristigen Ziele wirkungsvoll 
und zuverlässig betrieben werden; 

b) Entwicklung wettbewerbsbestimmter und gut funktionierender Re­
gionalmärkte in der Gemeinschaft zur Verwirklichung des unter 
Buchstabe a genannten Ziels; 

c) Aufhebung der bestehenden Beschränkungen des Elektrizitätshandels 
zwischen den Mitgliedstaaten, einschließlich des Aufbaus geeigneter 
grenzüberschreitender Übertragungskapazitäten im Hinblick auf die 
Befriedigung der Nachfrage und die Förderung der Integration der 
nationalen Märkte zur Erleichterung der Elektrizitätsflüsse innerhalb 
der Gemeinschaft; 
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d) Beiträge zur möglichst kostengünstigen Verwirklichung der ange­
strebten Entwicklung verbraucherorientierter, sicherer, zuverlässiger 
und effizienter nichtdiskriminierender Systeme sowie Förderung der 
Angemessenheit der Systeme und, im Einklang mit den allgemeinen 
Zielen der Energiepolitik, der Energieeffizienz sowie der Einbindung 
von Strom aus erneuerbaren Energiequellen und dezentraler Erzeu­
gung im kleinen und großen Maßstab sowohl in Übertragungs- als 
auch in Verteilernetze; 

e) Erleichterung des Anschlusses neuer Erzeugungsanlagen an das 
Netz, insbesondere durch Beseitigung von Hindernissen, die den 
Zugang neuer Marktteilnehmer und die Einspeisung von Strom aus 
erneuerbaren Energiequellen verhindern könnten; 

f) Sicherstellung, dass für Netzbetreiber und Netznutzer kurzfristig wie 
langfristig angemessene Anreize bestehen, Effizienzsteigerungen bei 
der Netzleistung zu gewährleisten und die Marktintegration zu för­
dern; 

g) Maßnahmen, die bewirken, dass die Kunden Vorteile aus dem effi­
zienten Funktionieren des nationalen Marktes ziehen, Förderung ei­
nes effektiven Wettbewerbs und Beiträge zur Gewährleistung des 
Verbraucherschutzes; 

h) Beiträge zur Verwirklichung hoher Standards bei der Gewährleistung 
der Grundversorgung und der Erfüllung gemeinwirtschaftlicher Ver­
pflichtungen im Bereich der Stromversorgung, zum Schutz benach­
teiligter Kunden und im Interesse der Kompatibilität der beim An­
bieterwechsel von Kunden erforderlichen Datenaustauschverfahren. 

Artikel 37 

Aufgaben und Befugnisse der Regulierungsbehörde 

(1) Die Regulierungsbehörde hat folgende Aufgaben: 

a) Sie ist dafür verantwortlich, anhand transparenter Kriterien die Fern­
leitungs- oder Verteilungstarife bzw. die entsprechenden Methoden 
festzulegen oder zu genehmigen; 

b) sie gewährleistet, dass Übertragungs- und Verteilernetzbetreiber — 
gegebenenfalls auch Netzeigentümer — sowie Elektrizitätsunterneh­
men ihren aus dieser Richtlinie und anderen einschlägigen gemein­
schaftlichen Rechtsvorschriften erwachsenden Verpflichtungen 
nachkommen, auch in Bezug auf grenzüberschreitende Aspekte; 

c) sie arbeitet mit der Regulierungsbehörde bzw. den Behörden der 
betroffenen Mitgliedstaaten und mit der Agentur in grenzüberschrei­
tenden Angelegenheiten zusammen; 
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d) sie kommt allen einschlägigen rechtsverbindlichen Entscheidungen 
der Agentur und der Kommission nach und führt sie durch; 

e) sie erstattet den maßgeblichen Behörden der Mitgliedstaaten, der 
Agentur und der Kommission jährlich Bericht über ihre Tätigkeit 
und die Erfüllung ihrer Aufgaben. In dem Bericht ist für jede ein­
zelne der in diesem Artikel genannten Aufgaben darzulegen, welche 
Maßnahmen getroffen und welche Ergebnisse erzielt wurden; 

f) sie gewährleistet, dass Quersubventionen zwischen den Übertra­
gungs-, Verteilungs- und Versorgungstätigkeiten verhindert werden; 

g) sie beobachtet die Investitionspläne der Übertragungsnetzbetreiber 
und legt mit ihrem Jahresbericht eine Beurteilung dieser Investiti­
onspläne unter dem Gesichtspunkt ihrer Kohärenz mit dem gemein­
schaftsweiten Netzentwicklungsplan gemäß Artikel 8 Absatz 3 
Buchstabe b der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 vor, wobei diese 
Beurteilung Empfehlungen zur Änderung der Investitionspläne ent­
halten kann; 

h) sie beobachtet die Einhaltung der Anforderungen und überprüft die 
bisherige Qualität in Bezug auf die Sicherheit und Zuverlässigkeit 
des Netzes, legt für die Dienstleistungs- und Versorgungsqualität 
geltende Normen und Anforderungen fest oder genehmigt sie oder 
leistet hierzu gemeinsam mit anderen zuständigen Behörden einen 
Beitrag; 

i) sie beobachtet den Grad der Transparenz, auch der Großhandels­
preise, und gewährleistet, dass die Elektrizitätsunternehmen die 
Transparenzanforderungen erfüllen; 

j) sie beobachtet den Grad und die Wirksamkeit der Marktöffnung und 
den Umfang des Wettbewerbs auf Großhandelsebene und Endkun­
denebene, einschließlich Strombörsen, Preise für Haushaltskunden, 
einschließlich Vorauszahlungssystemen, Versorgerwechselraten, Ab­
schaltraten, Durchführung von Wartungsdiensten und dafür er­
hobene Gebühren, Beschwerden von Haushaltskunden sowie et­
waige Wettbewerbsverzerrungen oder -beschränkungen, sie stellt 
relevante Informationen bereit und macht die zuständigen Wett­
bewerbsbehörden auf einschlägige Fälle aufmerksam; 

k) sie beobachtet etwaige restriktive Vertragspraktiken einschließlich 
Exklusivitätsbestimmungen, die große gewerbliche Kunden daran 
hindern können, gleichzeitig mit mehreren Anbietern Verträge zu 
schließen, oder ihre Möglichkeiten dazu beschränken und setzen 
die nationalen Wettbewerbsbehörden gegebenenfalls von solchen 
Praktiken in Kenntnis. 

l) sie erkennt die Vertragsfreiheit in Bezug auf unterbrechbare Liefer­
verträge und langfristige Verträge an, sofern diese mit dem gelten­
den Gemeinschaftsrecht vereinbar sind und mit der Politik der 
Gemeinschaft in Einklang stehen; 
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m) sie verfolgt, wie viel Zeit die Übertragungs- und Verteilernetzbetrei­
ber für die Herstellung von Anschlüssen und für Reparaturen benö­
tigen; 

n) sie trägt zusammen mit anderen einschlägigen Behörden dazu bei, 
dass Maßnahmen zum Verbraucherschutz, einschließlich der in An­
hang I festgelegten Maßnahmen, wirksam sind und durchgesetzt 
werden; 

o) sie veröffentlicht mindestens einmal jährlich Empfehlungen zur 
Übereinstimmung der Versorgungstarife mit Artikel 3 und leitet 
sie gegebenenfalls an die Wettbewerbsbehörden weiter; 

p) sie gewährleistet den Zugang zu den Verbrauchsdaten der Kunden, 
die Bereitstellung — bei fakultativer Verwendung — eines leicht 
verständlichen einheitlichen Formats auf nationaler Ebene für die 
Erfassung der Verbrauchsdaten und den unverzüglichen Zugang 
für alle Kunden zu diesen Daten gemäß Anhang I Buchstabe h; 

q) sie beobachtet die Umsetzung der Vorschriften betreffend die Auf­
gaben und Verantwortlichkeiten der Übertragungsnetzbetreiber, Ver­
teilernetzbetreiber, Versorgungsunternehmen und Kunden sowie an­
derer Marktteilnehmer gemäß der Verordnung (EG) Nr 714/2009; 

r) sie beobachtet die Investitionen in die Erzeugungskapazitäten mit 
Blick auf die Versorgungssicherheit; 

s) sie beobachtet die technische Zusammenarbeit zwischen Übertra­
gungsnetzbetreibern der Gemeinschaft und den Übertragungsnetz­
betreibern von Drittländern; 

t) sie beobachtet die Durchführung der Schutzmaßnahmen gemäß Ar­
tikel 42; und 

u) sie trägt zur Kompatibilität der Datenaustauschverfahren für die 
wichtigsten Marktprozesse auf regionaler Ebene bei. 

(2) Ist dies in einem Mitgliedstaat vorgesehen, so können die Be­
obachtungsaufgaben gemäß Absatz 1 von anderen Behörden als der 
Regulierungsbehörde durchgeführt werden. In diesem Fall müssen die 
Informationen, die aus der Beobachtung hervorgehen, der Regulierungs­
behörde so schnell wie möglich zur Verfügung gestellt werden. 

Bei der Wahrnehmung Aufgaben gemäß Absatz 1 konsultiert die Re­
gulierungsbehörde gegebenenfalls — unter Wahrung ihrer Unabhängig­
keit und unbeschadet ihrer eigenen spezifischen Zuständigkeiten und im 
Einklang mit den Grundsätzen der besseren Regulierung — die Über­
tragungsnetzbetreiber und arbeiten gegebenenfalls eng mit anderen zu­
ständigen nationalen Behörden zusammen. 
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Genehmigungen, die von einer Regulierungsbehörde oder der Agentur 
nach dieser Richtlinie erteilt werden, berühren weder die gebührend 
begründete künftige Ausübung ihrer Befugnisse nach diesem Artikel 
durch die Regulierungsbehörde noch etwaige Sanktionen, die von an­
deren zuständigen Behörden oder der Kommission verhängt werden. 

(3) Wurde gemäß Artikel 13 ein unabhängiger Netzbetreiber benannt, 
so hat die Regulierungsbehörde zusätzlich zu den ihr gemäß Absatz 1 
des vorliegenden Artikels übertragenen Aufgaben folgende Pflichten: 

a) Sie beobachtet, ob der Eigentümer des Übertragungsnetzes und der 
unabhängige Netzbetreiber ihren aus diesem Artikel erwachsenden 
Verpflichtungen nachkommen, und verhängt gemäß Absatz 4 Buch­
stabe d Sanktionen für den Fall, dass den Verpflichtungen nicht 
nachgekommen wird. 

b) Sie beobachtet die Beziehungen und die Kommunikation zwischen 
dem unabhängigen Netzbetreiber und dem Eigentümer des Übertra­
gungsnetzes, um sicherzustellen, dass der unabhängige Netzbetreiber 
seinen Verpflichtungen nachkommt, und genehmigt insbesondere 
Verträge und fungiert im Falle von Beschwerden einer Partei gemäß 
Absatz 11 als Streitbeilegungsinstanz zwischen dem unabhängigen 
Netzbetreiber und dem Eigentümer des Übertragungsnetzes. 

c) Unbeschadet des Verfahrens gemäß Artikel 13 Absatz 2 Buchstabe c 
genehmigt sie die vom unabhängigen Netzbetreiber jährlich vorzule­
gende Investitionsplanung für den ersten 10-jährigen Netzentwick­
lungsplan sowie den von ihm vorzulegenden mehrjährigen Netzent­
wicklungsplan. 

d) Sie gewährleistet, dass die von unabhängigen Netzbetreibern erhobe­
nen Netzzugangstarife ein Entgelt für den bzw. die Netzeigentümer 
enthalten, das eine angemessene Vergütung der Netzvermögenswerte 
und neuer Investitionen in das Netz ist, sofern diese wirtschaftlich 
und effizient getätigt werden. 

e) Sie haben die Befugnis, in den Räumlichkeiten des Eigentümers des 
Übertragungsnetzes und des unabhängigen Netzbetreibers Kontrollen 
— auch ohne Ankündigung — durchzuführen, und 

f) sie beobachten die Verwendung der vom unabhängigen Netzbetrei­
ber gemäß Artikel 16 Absatz 6 der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 
eingenommenen Engpasserlöse. 

(4) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass die Regulierungsbehörden 
mit den erforderlichen Befugnissen ausgestattet werden, die es ihnen 
ermöglichen, die in den Absätzen 1, 3 und 6 genannten Aufgaben 
effizient und schnell zu erfüllen. Hierzu muss die Regulierungsbehörde 
unter anderem über folgende Befugnisse verfügen: 
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a) Erlass von Entscheidungen, die für Elektrizitätsunternehmen bindend 
sind; 

b) Durchführung von Untersuchungen zum Funktionieren der Erdgas­
märkte und Entscheidung über und Verhängung von notwendigen 
und verhältnismäßigen Maßnahmen zur Förderung eines wirksamen 
Wettbewerbs und zur Gewährleistung des ordnungsgemäßen Funk­
tionierens des Marktes. Die Regulierungsbehörde erhält gegebenen­
falls auch die Befugnis zur Zusammenarbeit mit der nationalen Wett­
bewerbsbehörde und den Finanzmarktregulierungsbehörden oder der 
Kommission bei der Durchführung einer wettbewerbsrechtlichen Un­
tersuchung; 

c) Einforderung der für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben maßgeb­
lichen Informationen bei den Elektrizitätsunternehmen einschließlich 
Begründungen für Verweigerungen des Zugangs Dritter und sons­
tiger Informationen über Maßnahmen zur Stabilisierung der Netze; 

d) Verhängung wirksamer, verhältnismäßiger und abschreckender Sank­
tionen gegen Elektrizitätsunternehmen, die ihren aus dieser Richtlinie 
oder allen einschlägigen rechtsverbindlichen Entscheidungen der Re­
gulierungsbehörde oder der Agentur erwachsenden Verpflichtungen 
nicht nachkommen, oder Vorschlag der Verhängung solcher Sank­
tionen bei einem zuständigen Gericht, derartige Sanktionen zu ver­
hängen. Hierzu zählt auch die Befugnis, bei Nichteinhaltung der 
jeweiligen Verpflichtungen gemäß dieser Richtlinie gegen den Über­
tragungsnetzbetreiber bzw. das vertikal integrierte Unternehmen 
Sanktionen in Höhe von bis zu 10 % des Jahresumsatzes des Über­
tragungsnetzbetreibers bzw. des vertikal integrierten Unternehmens 
zu verhängen oder vorzuschlagen; und 

e) ausreichende Untersuchungsrechte und entsprechende Anweisungs­
befugnisse zur Streitbeilegung gemäß den Absätzen 11 und 12. 

(5) Zusätzlich zu den Aufgaben und Befugnissen, die ihr gemäß den 
Absätzen 1 und 4 des vorliegenden Artikels übertragen werden, wird 
den Regulierungsbehörden für den Fall, dass ein Übertragungsnetz­
betreiber gemäß Kapitel V benannt wurde, folgende Aufgaben und 
Befugnisse übertragen: 

a) Verhängung von Sanktionen gemäß Absatz 4 Buchstabe d wegen 
diskriminierenden Verhaltens zugunsten des vertikal integrierten Un­
ternehmens; 

b) Überprüfung des Schriftverkehrs zwischen dem Übertragungsnetz­
betreiber und dem vertikal integrierten Unternehmen, um sicher­
zustellen, dass der Übertragungsnetzbetreiber seinen Verpflichtungen 
nachkommt; 

c) Streitbeilegung zwischen dem vertikal integrierten Unternehmen und 
dem Übertragungsnetzbetreiber bei Beschwerden gemäß Absatz 11; 
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d) fortlaufende Kontrolle der geschäftlichen und finanziellen Beziehun­
gen, einschließlich Darlehen, zwischen dem vertikal integrierten Un­
ternehmen und dem Übertragungsnetzbetreiber; 

e) Genehmigung sämtlicher geschäftlichen und finanziellen Verein­
barungen zwischen dem vertikal integrierten Unternehmen und 
dem Übertragungsnetzbetreiber, sofern sie marktüblichen Bedingun­
gen entsprechen; 

f) Anforderung einer Begründung beim vertikal integrierten Unterneh­
men im Falle einer Meldung des Gleichbehandlungsbeauftragten 
nach Artikel 21 Absatz 4. Die Begründung muss insbesondere den 
Nachweis enthalten, dass kein diskriminierendes Verhalten zuguns­
ten des vertikal integrierten Unternehmens vorgelegen hat; 

g) Durchführung von — auch unangekündigten — Kontrollen in den 
Geschäftsräumen des vertikal integrierten Unternehmens und des 
Übertragungsnetzbetreibers, und 

h) Übertragung aller oder bestimmter Aufgaben des Übertragungsnetz­
betreibers an einen gemäß Artikel 13 benannten unabhängigen Netz­
betreiber, falls der Übertragungsnetzbetreiber fortwährend gegen 
seine Verpflichtungen aus der Richtlinie verstößt, insbesondere im 
Falle eines wiederholten diskriminierenden Verhaltens zugunsten des 
vertikal integrierten Unternehmens. 

(6) Den Regulierungsbehörden obliegt es, zumindest die Methoden 
zur Berechnung oder Festlegung folgender Bedingungen mit ausreichen­
dem Vorlauf vor deren Inkrafttreten festzulegen oder zu genehmigen: 

a) die Bedingungen für den Anschluss an und den Zugang zu den 
nationalen Netzen, einschließlich der Tarife für die Übertragung 
und die Verteilung oder ihrer Methoden. Diese Tarife oder Methoden 
sind so zu gestalten, dass die notwendigen Investitionen in die Netze 
so vorgenommen werden können, dass die Lebensfähigkeit der Netze 
gewährleistet ist. 

b) die Bedingungen für die Erbringung von Ausgleichsleistungen, die 
möglichst wirtschaftlich sind und den Netzbenutzern geeignete An­
reize bieten, die Einspeisung und Abnahme von Gas auszugleichen. 
Die Ausgleichsleistungen werden auf faire und nichtdiskriminierende 
Weise erbracht und auf objektive Kriterien gestützt; und 

c) die Bedingungen für den Zugang zu grenzübergreifenden Infrastruk­
turen einschließlich der Verfahren der Kapazitätszuweisung und des 
Engpassmanagements; 
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(7) Die in Absatz 6 genannten Methoden oder die Bedingungen 
werden veröffentlicht. 

(8) Bei der Festsetzung oder Genehmigung der Tarife oder Methoden 
und der Ausgleichsleistungen stellen die Regulierungsbehörden sicher, 
dass für die Übertragungs- und Verteilerbetreiber angemessene Anreize 
geschaffen werden, sowohl kurzfristig als auch langfristig die Effizienz 
zu steigern, die Marktintegration und die Versorgungssicherheit zu för­
dern und entsprechende Forschungsarbeiten zu unterstützen. 

(9) Die Regulierungsbehörden beobachten das Engpassmanagement 
in den nationalen Elektrizitätsnetzen — einschließlich der Verbindungs­
leitungen — und die Durchsetzung der Regeln für das Engpassmanage­
ment. Hierzu legen die Übertragungsnetzbetreiber oder Marktteilnehmer 
den nationalen Regulierungsbehörden ihre Regeln für das Engpassmana­
gement einschließlich der Kapazitätszuweisung vor. Die nationalen Re­
gulierungsbehörden können Änderungen dieser Regeln verlangen. 

(10) Die Regulierungsbehörden sind befugt, falls erforderlich von 
Betreibern von Übertragungsnetzen und Verteilernetzen zu verlangen, 
die in diesem Artikel genannten Vertragsbedingungen, einschließlich 
der Tarife oder Methoden, zu ändern, um sicherzustellen, dass sie an­
gemessen sind und nichtdiskriminierend angewendet werden. Verzögert 
sich die Festlegung von Übertragungs- und Verteilungstarifen, sind die 
Regulierungsbehörden befugt, vorläufig geltende Übertragungs- und 
Verteilungstarife oder die entsprechenden Methoden festzulegen oder 
zu genehmigen und über geeignete Ausgleichsmaßnahmen zu entschei­
den, falls die endgültigen Übertragungs- und Verteilungstarife oder Me­
thoden von diesen vorläufigen Tarifen oder Methoden abweichen. 

(11) Jeder Betroffene, der in Bezug auf die von einem Betreiber im 
Rahmen dieser Richtlinie eingegangenen Verpflichtungen eine Be­
schwerde gegen einen Übertragungs- oder Verteilernetzbetreiber hat, 
kann damit die Regulierungsbehörde befassen, die als Streitbeilegungs­
stelle innerhalb eines Zeitraums von zwei Monaten nach Eingang der 
Beschwerde eine Entscheidung trifft. Diese Frist kann um zwei Monate 
verlängert werden, wenn die Regulierungsbehörde zusätzliche Informa­
tionen anfordert. Mit Zustimmung des Beschwerdeführers ist eine wei­
tere Verlängerung dieser Frist möglich. Die Entscheidung der Regulie­
rungsbehörde ist verbindlich, bis sie gegebenenfalls aufgrund eines 
Rechtsbehelfs aufgehoben wird. 

(12) Jeder Betroffene, der hinsichtlich einer gemäß diesem Artikel 
getroffenen Entscheidung über die Methoden oder, soweit die Regulie­
rungsbehörde eine Anhörungspflicht hat, hinsichtlich der vorgeschlage­
nen Tarife bzw. Methoden beschwerdeberechtigt ist, kann spätestens 
binnen zwei Monaten bzw. innerhalb einer von den Mitgliedstaaten 
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festgelegten kürzeren Frist nach Veröffentlichung der Entscheidung 
bzw. des Vorschlags für eine Entscheidung eine Beschwerde im Hin­
blick auf die Überprüfung der Entscheidung einlegen. Eine Beschwerde 
hat keine aufschiebende Wirkung. 

(13) Die Mitgliedstaaten schaffen geeignete und wirksame Mecha­
nismen für die Regulierung, die Kontrolle und die Sicherstellung von 
Transparenz, um den Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung 
zum Nachteil insbesondere der Verbraucher sowie Verdrängungsprakti­
ken zu verhindern. Diese Mechanismen tragen den Bestimmungen des 
Vertrags, insbesondere Artikel 82, Rechnung. 

(14) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass bei Verstößen gegen die 
in dieser Richtlinie vorgesehenen Geheimhaltungsvorschriften geeignete 
Maßnahmen, einschließlich der nach nationalem Recht vorgesehenen 
Verwaltungs- oder Strafverfahren, gegen die verantwortlichen natürli­
chen oder juristischen Personen ergriffen werden. 

(15) Beschwerden nach den Absätzen 11 und 12 lassen die nach dem 
Gemeinschaftsrecht und/oder den nationalen Rechtsvorschriften mögli­
chen Rechtsbehelfe unberührt. 

(16) Die von den Regulierungsbehörden getroffenen Entscheidungen 
sind umfassend zu begründen, um eine gerichtliche Überprüfung zu 
ermöglichen. Die Entscheidungen sind der Öffentlichkeit unter Wahrung 
der Vertraulichkeit wirtschaftlich sensibler Informationen zugänglich zu 
machen. 

(17) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass auf nationaler Ebene 
geeignete Verfahren bestehen, die einer betroffene Partei das Recht 
geben, gegen eine Entscheidung einer Regulierungsbehörde bei einer 
von den beteiligen Parteien und Regierungen unabhängigen Stelle Be­
schwerde einzulegen. 

Artikel 38 

Regulierungssystem für grenzüberschreitende Aspekte 

(1) Die Regulierungsbehörden konsultieren einander, arbeiten eng 
zusammen und übermitteln einander und der Agentur sämtliche für 
die Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß dieser Richtlinie erforderlichen 
Informationen. Hinsichtlich des Informationsaustauschs ist die ein­
holende Behörde an den gleichen Grad an Vertraulichkeit gebunden 
wie die Auskunft erteilende Behörde. 

(2) Die Regulierungsbehörden arbeiten zumindest auf regionaler 
Ebene zusammen, um 
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a) netztechnische Regelungen zu fördern, die ein optimales Netzmana­
gement ermöglichen, gemeinsame Strombörsen zu fördern und 
grenzüberschreitende Kapazitäten zu vergeben und — u. a. durch 
neue Verbindungen — ein angemessenes Maß an Verbindungskapa­
zitäten innerhalb der Region und zwischen den Regionen zu ermög­
lichen, damit sich ein effektiver Wettbewerb und eine bessere Ver­
sorgungssicherheit entwickeln kann, ohne dass es zu einer Diskrimi­
nierung von Versorgungsunternehmen in einzelnen Mitgliedstaaten 
kommt, 

b) die Aufstellung aller Netzkodizes für die betroffenen Übertragungs­
netzbetreiber und andere Marktteilnehmer zu koordinieren, und 

c) die Ausarbeitung von Regeln für das Engpassmanagement zu koor­
dinieren. 

(3) Die nationalen Regulierungsbehörden sind berechtigt, untereinan­
der Kooperationsvereinbarungen zu schließen, um die Zusammenarbeit 
bei der Regulierungstätigkeit zu verstärken. 

(4) Die in Absatz 2 genannten Maßnahmen werden gegebenenfalls in 
engem Benehmen mit anderen einschlägigen nationalen Behörden und 
unbeschadet deren eigenen Zuständigkeiten durchgeführt. 

(5) Die Kommission kann Leitlinien erlassen, in denen festgelegt ist, 
in welchem Umfang die Regulierungsbehörden untereinander und mit 
der Agentur zusammenarbeiten. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht 
wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden 
nach dem in Artikel 46 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit 
Kontrolle erlassen. 

Artikel 39 

Einhaltung der Leitlinien 

(1) Jede Regulierungsbehörde wie auch die Kommission können die 
Agentur um eine Stellungnahme dazu ersuchen, ob eine von einer Re­
gulierungsbehörde getroffene Entscheidung im Einklang mit den gemäß 
dieser Richtlinie oder der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 erlassenen 
Leitlinien steht. 

(2) Die Agentur unterbreitet der anfragenden Regulierungsbehörde 
bzw. der Kommission sowie der Regulierungsbehörde, die die fragliche 
Entscheidung getroffen hat, innerhalb von drei Monaten nach dem Ein­
gang des Ersuchens ihre Stellungnahme. 

(3) Kommt die Regulierungsbehörde, die die Entscheidung getroffen 
hat, der Stellungnahme der Agentur nicht innerhalb von vier Monaten 
nach dem Eingang der Stellungnahme nach, so setzt die Agentur die 
Kommission davon in Kenntnis. 
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(4) Jede Regulierungsbehörde, die der Auffassung ist, dass eine von 
einer anderen Regulierungsbehörde getroffene Entscheidung von Belang 
für den grenzüberschreitenden Handel nicht im Einklang mit den gemäß 
dieser Richtlinie oder der Verordnung (EG) Nr. 714/2009 erlassenen 
Leitlinien steht kann die Kommission innerhalb von zwei Monaten ab 
dem Tag, an dem die fragliche Entscheidung ergangen ist, davon in 
Kenntnis setzen. 

(5) Gelangt die Kommission innerhalb von zwei Monaten, nachdem 
sie gemäß Absatz 3 von der Agentur oder gemäß Absatz 4 von einer 
Regulierungsbehörde informiert wurde, oder innerhalb von drei Mona­
ten nach dem Tag, an dem die Entscheidung getroffen wurde, von sich 
aus zu der Einschätzung, dass die Entscheidung einer Regulierungs­
behörde ernsthafte Zweifel hinsichtlich ihrer Vereinbarkeit mit den ge­
mäß dieser Richtlinie oder der Verordnung (EG) Nr. 714/2009, erlasse­
nen Leitlinien begründet, kann die Kommission die weitere Prüfung des 
Falls beschließen. In einem solchen Fall lädt sie die betreffende Regu­
lierungsbehörde und die betroffenen Parteien zu dem Verfahren vor der 
Regulierungsbehörde, damit sie Stellung nehmen können. 

(6) Hat die Kommission beschlossen, den Fall weiter zu prüfen, so 
erlässt sie innerhalb von vier Monaten nach dem Tag, an dem dieser 
Beschluss gefasst wurde, eine endgültige Entscheidung, 

a) keine Einwände gegen die Entscheidung der Regulierungsbehörde zu 
erheben, oder 

b) von der betreffenden Regulierungsbehörde einen Widerruf ihrer Ent­
scheidung zu verlangen, weil den Leitlinien nicht nachgekommen 
wurde. 

(7) Beschließt die Kommission nicht innerhalb der in den Absätzen 5 
und 6 genannten Fristen, den Fall weiter zu prüfen oder eine endgültige 
Entscheidung zu erlassen, wird davon ausgegangen, dass sie keine Ein­
wände gegen die Entscheidung der Regulierungsbehörde erhebt. 

(8) Die Regulierungsbehörde kommt der Entscheidung der Kommis­
sion über den Widerruf der Entscheidung der Regulierungsbehörde in­
nerhalb von zwei Monaten nach und setzt die Kommission davon in 
Kenntnis. 

(9) Die Kommission kann Leitlinien erlassen, in denen die Einzel­
heiten des Verfahrens für die Anwendung dieses Artikels festgelegt 
werden. Diese Maßnahmen zur Änderung nicht wesentlicher Bestim­
mungen dieser Richtlinie durch Ergänzung werden nach dem in Arti­
kel 46 Absatz 2 genannten Regelungsverfahren mit Kontrolle erlassen. 

Artikel 40 

Aufbewahrungspflichten 

(1) Die Mitgliedstaaten verlangen von den Versorgungsunternehmen, 
dass sie die relevanten Daten über sämtliche mit Großhandelskunden 
und Übertragungsnetzbetreibern getätigte Transaktionen mit Elektrizi­
tätsversorgungsverträgen und Elektrizitätsderivaten für die Dauer von 

▼B



 

02009L0072 — DE — 03.09.2009 — 000.004 — 55 

mindestens fünf Jahren aufbewahren und den nationalen Behörden ein­
schließlich der nationalen Regulierungsbehörde, den nationalen Wett­
bewerbsbehörden und der Kommission zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
bei Bedarf zur Verfügung stellen. 

(2) Die Daten enthalten genaue Angaben zu den Merkmalen der 
relevanten Transaktionen, wie Laufzeit-, Liefer- und Abrechnungs­
bestimmungen, Menge, Datum und Uhrzeit der Ausführung, Transakti­
onspreise und Mittel zur Identifizierung des betreffenden Großhandels­
kunden sowie bestimmte Angaben zu sämtlichen nicht abgerechneten 
Elektrizitätsversorgungsverträgen und Elektrizitätsderivaten. 

(3) Die Regulierungsbehörde kann beschließen, bestimmte dieser In­
formationen den Marktteilnehmern zugänglich zu machen, voraus­
gesetzt, es werden keine wirtschaftlich sensiblen Daten über einzelne 
Marktakteure oder einzelne Transaktionen preisgegeben. Dieser Absatz 
gilt nicht für Informationen über Finanzinstrumente, die unter die Richt­
linie 2004/39/EG fallen. 

(4) Zur Gewährleistung der einheitlichen Anwendung dieses Artikels 
kann die Kommission Leitlinien erlassen, in denen die Methoden und 
Modalitäten der Datenaufbewahrung sowie Form und Inhalt der auf­
zubewahrenden Daten festgelegt werden. Diese Maßnahmen zur Ände­
rung nicht wesentlicher Bestimmungen dieser Richtlinie durch Ergän­
zung werden nach dem in Artikel 46 Absatz 2 genannten Regelungs­
verfahren mit Kontrolle erlassen. 

(5) Für mit Großhandelskunden und Übertragungsnetzbetreibern ge­
tätigte Transaktionen mit Elektrizitätsderivaten von Versorgungsunter­
nehmen gilt dieser Artikel nur, sobald die Kommission die Leitlinien 
gemäß Absatz 4 erlassen hat. 

(6) Die Bestimmungen dieses Artikels begründen für Rechtsper­
sonen, die unter die Richtlinie 2004/39/EG fallen, keine zusätzlichen 
Verpflichtungen gegenüber den in Absatz 1 genannten Behörden. 

(7) Falls die in Absatz 1 genannten Behörden Zugang zu Daten 
haben müssen, die von Unternehmen aufbewahrt werden, die unter 
die Richtlinie 2004/39/EG fallen, übermitteln die nach jener Richtlinie 
zuständigen Behörden ihnen die erforderlichen Daten. 
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KAPITEL X 

ENDKUNDENMÄRKTE 

Artikel 41 

Endkundenmärkte 

Um das Entstehen gut funktionierender und transparenter Endkunden­
märkte in der Gemeinschaft zu erleichtern, stellen die Mitgliedstaaten 
sicher, dass die Aufgaben und Zuständigkeiten der Übertragungsnetz­
betreiber, Verteilernetzbetreiber, Versorgungsunternehmen und Kunden 
sowie gegebenenfalls anderer Marktteilnehmer hinsichtlich der vertrag­
lichen Vereinbarungen, der Verpflichtungen gegenüber den Kunden, der 
Regeln für Datenaustausch und Abrechnung, des Eigentums an den 
Daten und der Zuständigkeit für die Verbrauchserfassung festgelegt 
werden. 

Diese Regeln, die zu veröffentlichen sind, werden so konzipiert, dass sie 
den Zugang der Kunden und Versorger zu den Netzen erleichtern, und 
unterliegen der Nachprüfbarkeit durch die Regulierungsbehörden oder 
andere zuständige einzelstaatliche Behörden. 

Große Nichthaushaltskunden haben das Recht, gleichzeitig mit mehreren 
Versorgungsunternehmen Verträge abzuschließen. 

KAPITEL XI 

SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

Artikel 42 

Schutzmaßnahmen 

Treten plötzliche Marktkrisen im Energiesektor auf oder ist die Sicher­
heit von Personen, Geräten oder Anlagen oder die Unversehrtheit des 
Netzes gefährdet, so kann ein Mitgliedstaat vorübergehend die notwen­
digen Schutzmaßnahmen treffen. 

Diese Maßnahmen dürfen nur die geringst möglichen Störungen im 
Funktionieren des Binnenmarktes hervorrufen und nicht über das zur 
Behebung der plötzlich aufgetretenen Schwierigkeiten unbedingt erfor­
derliche Maß hinausgehen. 

Der betreffende Mitgliedstaat teilt diese Maßnahmen unverzüglich den 
anderen Mitgliedstaaten und der Kommission mit; diese kann beschlie­
ßen, dass der betreffende Mitgliedstaat diese Maßnahmen zu ändern 
oder aufzuheben hat, soweit sie den Wettbewerb verfälschen und den 
Handel in einem Umfang beeinträchtigen, der dem gemeinsamen Inte­
resse zuwiderläuft. 

Artikel 43 

Gleiche Ausgangsbedingungen 

(1) Maßnahmen, die die Mitgliedstaaten gemäß dieser Richtlinie tref­
fen können, um gleiche Ausgangsbedingungen zu gewährleisten, müs­
sen mit dem Vertrag, insbesondere Artikel 30, und dem Gemeinschafts­
recht vereinbar sein. 
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(2) Die in Absatz 1 genannten Maßnahmen müssen verhältnismäßig, 
nichtdiskriminierend und transparent sein. Diese Maßnahmen können 
erst wirksam werden, nachdem sie der Kommission mitgeteilt und 
von ihr gebilligt worden sind. 

(3) Die Kommission wird innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 
der Mitteilung gemäß Absatz 2 tätig. Diese Frist beginnt am Tag nach 
dem Eingang der vollständigen Informationen. Wird die Kommission 
nicht innerhalb dieser Frist von zwei Monaten tätig, so wird davon 
ausgegangen, dass sie keine Einwände gegen die mitgeteilten Maßnah­
men hat. 

Artikel 44 

Ausnahmeregelungen 

(1) Die Mitgliedstaaten, die nach Inkrafttreten dieser Richtlinie nach­
weisen können, dass sich für den Betrieb ihrer kleinen, isolierten Netze 
erhebliche Probleme ergeben, können Ausnahmeregelungen zu den ein­
schlägigen Bestimmungen der Kapitel IV, VI, VII und VIII sowie des 
Kapitels III im Falle von isolierten Kleinstnetzen, soweit die Umrüs­
tung, Modernisierung und Erweiterung bestehender Kapazität betroffen 
ist, beantragen, die ihnen von der Kommission gewährt werden können. 
Vor einer entsprechenden Entscheidung unterrichtet die Kommission die 
Mitgliedstaaten über diese Anträge unter Wahrung der Vertraulichkeit. 
Die Entscheidung wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffent­
licht. 

(2) Artikel 9 gilt nicht für Zypern, Luxemburg und/oder Malta. Fer­
ner gelten die Artikel 26, 32 und 33 nicht für Malta. 

Für die Zwecke von Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe b schließt der Begriff 
„Unternehmen, das eine der Funktionen Erzeugung oder Versorgung 
wahrnimmt“ keine Endkunden ein, die eine der Funktionen Stromerzeu­
gung und/oder -versorgung entweder direkt oder über ein Unternehmen 
wahrnehmen, über das sie entweder einzeln oder gemeinsam die Kon­
trolle ausüben, sofern die Endkunden einschließlich der Anteile des in 
den kontrollierten Unternehmen erzeugten Stroms im Jahresdurchschnitt 
Stromnettoverbraucher sind und der wirtschaftliche Wert des Stroms, 
den sie an Dritte verkaufen, gemessen an ihren anderen Geschäftstätig­
keiten unbedeutend ist. 

Artikel 45 

Überprüfungsverfahren 

Falls die Kommission in dem Bericht nach Artikel 47 Absatz 6 fest­
stellt, dass aufgrund der effektiven Verwirklichung des Netzzugangs in 
einem Mitgliedstaat, die in jeder Hinsicht einen tatsächlichen, nichtdis­
kriminierenden und ungehinderten Netzzugang bewirkt, bestimmte in 
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dieser Richtlinie vorgesehene Vorschriften für Unternehmen (einschließ­
lich der Vorschriften für die rechtliche Entflechtung von Verteilernetz­
betreibern) nicht in einem ausgewogenen Verhältnis zum verfolgten Ziel 
stehen, kann der betreffende Mitgliedstaat bei der Kommission einen 
Antrag auf Freistellung von der Einhaltung der betreffenden Vorschrift 
einreichen. 

Der Mitgliedstaat übermittelt den Antrag unverzüglich der Kommission 
zusammen mit allen relevanten Angaben, die für den Nachweis erfor­
derlich sind, dass die in dem Bericht getroffene Feststellung, wonach 
ein tatsächlicher Netzzugang sichergestellt ist, auch weiterhin zutreffen 
wird. 

Innerhalb von drei Monaten nach Erhalt einer Mitteilung nimmt die 
Kommission zu dem Antrag des betreffenden Mitgliedstaats Stellung 
und legt dem Europäischen Parlament und dem Rat gegebenenfalls Vor­
schläge zur Änderung der betreffenden Bestimmungen der Richtlinie 
vor. Die Kommission kann in den Vorschlägen zur Änderung der Richt­
linie vorschlagen, den betreffenden Mitgliedstaat von spezifischen An­
forderungen auszunehmen, sofern dieser Mitgliedstaat erforderlichenfalls 
Maßnahmen durchführt, die in gleicher Weise wirksam sind. 

Artikel 46 

Ausschuss 

(1) Die Kommission wird von einem Ausschuss unterstützt. 

(2) Wird auf diesen Absatz Bezug genommen, so gelten Artikel 5a 
Absätze 1 bis 4 und Artikel 7 des Beschlusses 1999/468/EG unter 
Beachtung von dessen Artikel 8. 

Artikel 47 

Berichterstattung 

(1) Die Kommission beobachtet und überprüft die Anwendung dieser 
Richtlinie und legt dem Europäischen Parlament und dem Rat zum 
ersten Mal am 4. August 2004 und danach jedes Jahr einen Gesamt­
bericht über die erzielten Fortschritte vor. In diesem Fortschrittsbericht 
wird mindestens Folgendes behandelt: 

a) die bei der Schaffung eines vollendeten und einwandfrei funktionie­
renden Elektrizitätsbinnenmarktes gesammelten Erfahrungen und 
erzielten Fortschritte sowie die noch bestehenden Hindernisse, 
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einschließlich der Aspekte Marktbeherrschung, Marktkonzentration, 
Verdrängungspraktiken oder wettbewerbsfeindliches Verhalten und 
ihre Auswirkung unter dem Aspekt der Marktverzerrung; 

b) die Frage, inwieweit sich die Entflechtungs- und Tarifierungsbestim­
mungen dieser Richtlinie als geeignet erwiesen haben, einen gerech­
ten und nichtdiskriminierenden Zugang zum Elektrizitätsnetz der 
Gemeinschaft und eine gleichwertige Wettbewerbsintensität zu ge­
währleisten, und welche wirtschaftlichen, umweltbezogenen und so­
zialen Auswirkungen die Öffnung des Elektrizitätsmarktes auf die 
Kunden hat; 

c) eine Untersuchung der Fragen, die mit der Kapazität des Elektrizi­
tätsnetzes und der Sicherheit der Stromversorgung in der Gemein­
schaft und insbesondere mit dem bestehenden und dem erwarteten 
Gleichgewicht zwischen Angebot und Nachfrage zusammenhängen, 
unter Berücksichtigung der zwischen verschiedenen Gebieten beste­
henden realen Austauschkapazitäten des Netzes; 

d) besondere Aufmerksamkeit wird den Maßnahmen der Mitgliedstaa­
ten zur Bedienung von Nachfragespitzen und zur Bewältigung von 
Ausfällen eines oder mehrerer Versorger gewidmet; 

e) die Anwendung der Ausnahme nach Artikel 26 Absatz 4 im Hin­
blick auf eine etwaige Überprüfung der Schwelle; 

f) eine allgemeine Bewertung der Fortschritte in den bilateralen Bezie­
hungen zu Drittländern, die Elektrizität erzeugen und exportieren 
oder durchleiten, einschließlich der Fortschritte bei Marktintegration, 
sozialen und umweltbezogenen Auswirkungen des Elektrizitätshan­
dels und Zugang zu den Netzen dieser Drittländer; 

g) die Frage, ob ein Harmonisierungsbedarf besteht, der nicht mit den 
Bestimmungen dieser Richtlinie zusammenhängt, und 

h) die Frage, wie die Mitgliedstaaten die Bestimmungen des Artikels 3 
Absatz 9 zur Energiekennzeichnung in die Praxis umgesetzt haben 
und wie etwaige Empfehlungen der Kommission hierzu berücksich­
tigt wurden. 

Gegebenenfalls kann dieser Fortschrittsbericht auch Empfehlungen ent­
halten, insbesondere zur Tragweite und den Modalitäten der Kennzeich­
nungsvorschriften, einschließlich beispielsweise der Art und Weise, wie 
auf bestehende Referenzquellen und den Inhalt dieser Quellen Bezug 
genommen wird, und insbesondere über die Art und Weise, in der 
Informationen über die Umweltauswirkungen zumindest unter dem As­
pekt der bei der Elektrizitätserzeugung aus verschiedenen Energieträgern 
entstehenden CO 2 -Emissionen und radioaktiven Abfälle in transparenter, 
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leicht zugänglicher und vergleichbarer Weise in der gesamten Gemein­
schaft verfügbar gemacht werden könnten, sowie über die Art und 
Weise, in der die in den Mitgliedstaaten ergriffenen Maßnahmen, um 
die Richtigkeit der von den Versorgungsunternehmen gemachten Anga­
ben zu kontrollieren, vereinfacht werden könnten, und darüber, welche 
Maßnahmen den negativen Auswirkungen von Marktbeherrschung und 
Marktkonzentration entgegenwirken könnten. 

(2) Alle zwei Jahre werden in dem Fortschrittsbericht nach Absatz 1 
ferner die verschiedenen in den Mitgliedstaaten zur Erfüllung gemein­
wirtschaftlicher Verpflichtungen getroffenen Maßnahmen analysiert und 
auf ihre Wirksamkeit und insbesondere ihre Auswirkungen auf den 
Wettbewerb auf dem Elektrizitätsmarkt untersucht. Gegebenenfalls 
kann der Bericht Empfehlungen für Maßnahmen enthalten, die auf ein­
zelstaatlicher Ebene zur Gewährleistung eines hohen Standards der ge­
meinwirtschaftlichen Leistungen oder zur Verhinderung einer Markt­
abschottung zu ergreifen sind. 

(3) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
bis 3. März 2013 als Teil der allgemeinen Überprüfung einen ausführ­
lichen konkreten Bericht vor, in dem sie darlegt, inwieweit es mit den 
Entflechtungsvorschriften gemäß Kapitel V gelungen ist, die volle, ef­
fektive Unabhängigkeit der Übertragungsnetzbetreiber sicherzustellen; 
dabei wird die effektive und effiziente Entflechtung als Maßstab zu­
grunde gelegt. 

(4) Für ihre Einschätzung gemäß Absatz 3 zieht die Kommission 
insbesondere folgende Kriterien heran: fairer und nichtdiskriminierender 
Netzzugang, wirksame Regulierung, an den Marktbedürfnissen aus­
gerichtete Netzentwicklung, wettbewerbsneutrale Investitionsanreize, 
Entwicklung der Verbindungsinfrastruktur, effektiver Wettbewerb auf 
den Energiemärkten der Gemeinschaft und Versorgungssicherheit in 
der Gemeinschaft. 

(5) Ist die sachgerecht, insbesondere wenn aus dem ausführlichen 
konkreten Bericht gemäß Absatz 3 hervorgeht, dass die praktische Um­
setzung der Bedingungen gemäß Absatz 4 nicht gewährleistet wurde, 
legt die Kommission dem Europäischen Parlament und dem Rat Vor­
schläge vor, um die in jeder Hinsicht effektive Unabhängigkeit der 
Übertragungsnetzbetreiber bis zum 3. März 2014 sicherzustellen. 

(6) Die Kommission legt dem Europäischen Parlament und dem Rat 
spätestens bis zum 1. Januar 2006 einen detaillierten Bericht über die 
Fortschritte bei der Schaffung des Elektrizitätsbinnenmarktes vor. In 
dem Bericht wird insbesondere Folgendes geprüft: 

— das Bestehen eines nichtdiskriminierenden Netzzugangs, 

— die Wirksamkeit der Regulierung, 

— die Entwicklung der Verbindungsinfrastruktur und der Stand der 
Versorgungssicherheit in der Gemeinschaft, 
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— die Frage, inwieweit der volle Nutzen der Marktöffnung Kleinunter­
nehmen und Haushaltskunden zugute kommt, insbesondere im Hin­
blick auf die Qualitätsstandards der gemeinwirtschaftlichen Leistun­
gen und der Grundversorgung, 

— die Frage, inwieweit der volle Nutzen der Marktöffnung Kleinunter­
nehmen und Haushaltskunden zugute kommt, insbesondere im Hin­
blick auf die Qualitätsstandards der gemeinwirtschaftlichen Leistun­
gen und der Grundversorgung, 

— die Frage, inwieweit die Kunden tatsächlich den Versorger wechseln 
und die Tarife neu aushandeln, 

— die Preisentwicklungen, auch bei den Endkundenpreisen, im Ver­
hältnis zum Grad der Marktöffnung, und 

— die bei der Anwendung dieser Richtlinie gewonnenen Erfahrungen, 
was die tatsächliche Unabhängigkeit von Netzbetreibern in vertikal 
integrierten Unternehmen betrifft, sowie die Frage, ob neben der 
funktionalen Unabhängigkeit und der Trennung der Rechnungs­
legung weitere Maßnahmen konzipiert wurden, die in ihrer Wirkung 
der rechtlichen Entflechtung gleichkommen. 

Gegebenenfalls unterbreitet die Kommission dem Europäischen Par­
lament und dem Rat Vorschläge insbesondere mit dem Ziel, hohe Qua­
litätsstandards der gemeinwirtschaftlichen Leistungen zu gewährleisten. 

Gegebenenfalls unterbreitet die Kommission dem Europäischen Par­
lament und dem Rat Vorschläge insbesondere mit dem Ziel, die unein­
geschränkte und tatsächliche Unabhängigkeit von Verteilernetzbetrei­
bern bis zum 1. Juli 2007 sicherzustellen. Falls erforderlich, beziehen 
sich diese Vorschläge in Übereinstimmung mit dem Wettbewerbsrecht 
auch auf Maßnahmen zur Behandlung von Problemen der Marktbeherr­
schung, Marktkonzentration, Verdrängungspraktiken oder des wett­
bewerbsfeindlichen Verhaltens. 

Artikel 48 

Aufhebung von Rechtsvorschriften 

Die Richtlinie 2003/54/EG wird zum 3. März 2011 aufgehoben; die 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten hinsichtlich der Fristen für ihre 
Umsetzung und Anwendung werden davon nicht berührt. Verweisungen 
auf die aufgehobene Richtlinie gelten als Verweisungen auf die vor­
liegende Richtlinie und sind nach der Entsprechungstabelle in Anhang II 
zu lesen. 

▼B
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Artikel 49 

Umsetzung 

(1) Die Mitgliedstaaten setzen die Rechts- und Verwaltungsvorschrif­
ten in Kraft, die erforderlich sind, um dieser Richtlinie spätestens am 
3. März 2011 nachzukommen. Sie setzen die Kommission unverzüglich 
davon in Kenntnis. 

Sie wenden diese Vorschriften ab 3. März 2011 an, mit Ausnahme von 
Artikel 11, den sie ab 3. März 2013 anwenden. 

Bei Erlass dieser Vorschriften nehmen die Mitgliedstaaten in den Vor­
schriften selbst oder durch einen Hinweis bei der amtlichen Veröffent­
lichung auf diese Richtlinie Bezug. Die Mitgliedstaaten regeln die Ein­
zelheiten der Bezugnahme. 

(2) Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission den Wortlaut der 
wichtigsten innerstaatlichen Rechtsvorschriften mit, die sie auf dem 
unter diese Richtlinie fallenden Gebiet erlassen. 

Artikel 50 

Inkrafttreten 

Diese Richtlinie tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Veröffentlichung 
im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft. 

Artikel 51 

Adressaten 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 

▼B
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ANHANG I 

MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ DER KUNDEN 

(1) Unbeschadet der Verbraucherschutzvorschriften der Gemeinschaft, insbeson­
dere der Richtlinien 97/7/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Mai 1997 über den Verbraucherschutz bei Vertragsabschlüssen im 
Fernabsatz ( 1 ) und 93/13/EWG des Rates vom 5. April 1993 über miss­
bräuchliche Klauseln in Verbraucherverträgen ( 2 ) soll mit den in Artikel 3 
genannten Maßnahmen sichergestellt werden, dass die Kunden 

a) Anspruch auf einen Vertrag mit ihren Anbietern von Elektrizitätsdienst­
leistungen haben, in dem Folgendes festgelegt ist: 

— Name und Anschrift des Anbieters, 

— erbrachte Leistungen und angebotene Qualitätsstufen sowie Zeitpunkt 
für den Erstanschluss, 

— die Art der angebotenen Wartungsdienste, 

— Art und Weise, wie aktuelle Informationen über alle geltenden Tarife 
und Wartungsentgelte erhältlich sind, 

— Vertragsdauer, Bedingungen für eine Verlängerung und Beendigung 
der Leistungen und des Vertragsverhältnisses, die Frage, ob ein kos­
tenfreier Rücktritt vom Vertrag zulässig ist, 

— etwaige Entschädigungs- und Erstattungsregelungen bei Nichteinhal­
tung der vertraglich vereinbarten Leistungsqualität, einschließlich un­
genauer und verspäteter Abrechnung, 

— Vorgehen zur Einleitung von Streitbeilegungsverfahren gemäß Buch­
stabe f, 

— Bereitstellung eindeutiger Informationen zu den Verbraucherrechten, 
auch zur Behandlung von Beschwerden und einschließlich aller in 
diesem Buchstaben genannten Informationen, im Rahmen der Abrech­
nung sowie auf der Website des Elektrizitätsunternehmens. 

Die Bedingungen müssen gerecht und im Voraus bekannt sein. Diese 
Informationen sollten in jedem Fall vor Abschluss oder Bestätigung des 
Vertrags bereitgestellt werden. Auch bei Abschluss des Vertrags durch 
Vermittler müssen die in diesem Buchstaben genannten Informationen vor 
Vertragsabschluss bereitgestellt werden; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 144 vom 4.6.1997, S. 19. 
( 2 ) ABl. L 95 vom 21.4.1993, S. 29.
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b) rechtzeitig über eine beabsichtigte Änderung der Vertragsbedingungen 
und dabei über ihr Rücktrittsrecht unterrichtet werden. Die Dienstleister 
teilen ihren Kunden direkt und auf transparente und verständliche Weise 
jede Gebührenerhöhung mit angemessener Frist mit, auf jeden Fall jedoch 
vor Ablauf der normalen Abrechnungsperiode, die auf die Gebührenerhö­
hung folgt. Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass es den Kunden frei­
steht, den Vertrag zu lösen, wenn sie die neuen Bedingungen nicht ak­
zeptieren, die ihnen ihr Elektrizitätsdienstleister mitgeteilt hat; 

c) transparente Informationen über geltende Preise und Tarife sowie über die 
Standardbedingungen für den Zugang zu Elektrizitätsdienstleistungen und 
deren Inanspruchnahme erhalten; 

d) über ein breites Spektrum an Zahlungsmodalitäten verfügen können, 
durch die sie nicht unangemessen benachteiligt werden. Alle Vorauszah­
lungssysteme sind fair und spiegeln den wahrscheinlichen Verbrauch an­
gemessen wider. Die Unterschiede in den Vertragsbedingungen spiegeln 
die Kosten wider, die dem Lieferanten durch die unterschiedlichen Zah­
lungssysteme entstehen. Die allgemeinen Vertragsbedingungen müssen 
fair und transparent sein. Sie müssen klar und verständlich abgefasst 
sein und dürfen keine außervertraglichen Hindernisse enthalten, durch 
die die Kunden an der Ausübung ihrer Rechte gehindert werden, zum 
Beispiel eine übermäßige Zahl an Vertragsunterlagen. Die Kunden müs­
sen gegen unfaire oder irreführende Verkaufsmethoden geschützt sein; 

e) den Lieferanten ohne Berechnung von Gebühren wechseln können; 

f) transparente, einfache und kostengünstige Verfahren zur Behandlung ihrer 
Beschwerden in Anspruch nehmen können. Insbesondere haben alle Ver­
braucher Anspruch auf eine gute Qualität der Dienstleistung und die 
Behandlung ihrer Beschwerden durch ihren Anbieter von Elektrizitäts­
dienstleistungen. Diese Verfahren zur außergerichtlichen Einigung müssen 
eine gerechte und zügige Beilegung von Streitfällen, vorzugsweise inner­
halb von drei Monaten, ermöglichen und für berechtigte Fälle ein Erstat­
tungs- und/oder Entschädigungssystem vorsehen. Sie sollten, soweit mög­
lich, den in der Empfehlung 98/257/EG der Kommission vom 30. März 
1998 betreffend die Grundsätze für Einrichtungen, die für die außerge­
richtliche Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten zuständig 
sind ( 1 ), dargelegten Grundsätzen folgen; 

g) beim Zugang zur Grundversorgung gemäß den von den Mitgliedstaaten 
nach Artikel 3 Absatz 3 erlassenen Bestimmungen über ihre Rechte in 
Bezug auf die Grundversorgung informiert werden; 

h) über ihre Verbrauchsdaten verfügen können und durch ausdrückliche Zu­
stimmung und gebührenfrei einem beliebigen registrierten Lieferanten 
Zugang zu ihren Messdaten gewähren können. Die für die Datenverwal­
tung zuständige Stelle ist verpflichtet, diese Daten an das betreffende 
Unternehmen weiterzugeben. Die Mitgliedstaaten legen ein Format für 
die Erfassung der Daten fest sowie ein Verfahren, um Versorgern und 
Kunden Zugang zu den Daten zu verschaffen. Den Kunden dürfen dafür 
keine zusätzlichen Kosten in Rechnung gestellt werden; 

▼B 

( 1 ) ABl. L 115 vom 17.4.1998, S. 31.
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i) häufig genug in angemessener Form über ihren tatsächlichen Stromver­
brauch und ihre Stromkosten informiert werden, um ihren eigenen Strom­
verbrauch regulieren zu können. Die Angaben werden in einem ausrei­
chenden Zeitrahmen erteilt, der der Kapazität der Messvorrichtungen des 
Kunden und dem betreffenden Stromprodukt Rechnung trägt. Die Kosten­
wirksamkeit dieser Maßnahmen wird gebührend berücksichtigt. Den Kun­
den dürfen dafür keine zusätzlichen Kosten in Rechnung gestellt werden; 

j) spätestens sechs Wochen nach einem Wechsel des Stromversorgers eine 
Abschlussrechnung erhalten. 

(2) Die Mitgliedstaaten gewährleisten, dass intelligente Messsysteme eingeführt 
werden, durch die die aktive Beteiligung der Verbraucher am Stromversor­
gungsmarkt unterstützt wird. Die Einführung dieser Messsysteme kann einer 
wirtschaftlichen Bewertung unterliegen, bei der alle langfristigen Kosten und 
Vorteile für den Markt und die einzelnen Verbraucher geprüft werden sowie 
untersucht wird, welche Art des intelligenten Messens wirtschaftlich vertret­
bar und kostengünstig ist und in welchem zeitlichen Rahmen die Einführung 
praktisch möglich ist. 

Entsprechende Bewertungen finden bis 3. September 2012 statt. 

Anhand dieser Bewertung erstellen die Mitgliedstaaten oder eine von ihnen 
benannte zuständige Behörde einen Zeitplan mit einem Planungsziel von 10 
Jahren für die Einführung der intelligenten Messsysteme. 

Wird die Einführung intelligenter Zähler positiv bewertet, so werden min­
destens 80 % der Verbraucher bis 2020 mit intelligenten Messsystemen aus­
gestattet. 

Die Mitgliedstaaten oder die von ihnen benannten zuständigen Behörden 
sorgen für die Interoperabilität der Messsysteme, die in ihrem Hoheitsgebiet 
eingesetzt werden, und tragen der Anwendung der entsprechenden Normen 
und bewährten Verfahren sowie der großen Bedeutung, die dem Ausbau des 
Elektrizitätsbinnenmarkts zukommt, gebührend Rechnung. 

▼B
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